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In aller Kürze – Worte der Geschäftsführung 

Die Newsline ist wieder aus der Sommerpause zurück und der Herbst beginnt mit einem dicht 

gefüllten Themenbogen. Im Mittelpunkt steht diesmal der Kapitalmarkt: Mit dem von Bun-

deskanzler Stocker Ende August angekündigten „Zukunftsdepot" für Kinder und Jugendliche 

sowie dem kapitalgedeckten „Zukunftsfonds" rückt jene Kapitalmarktkultur in den Fokus, 

die Österreich seit Jahren fehlt. Beide Vorhaben begrüßen wir ausdrücklich. Als Bundessparte 

haben wir uns bereits mit einem Positionspapier eingebracht; nun kommt es auf eine sowohl 

attraktive als auch praktikable Ausgestaltung an. 

In der Bankenaufsicht prägen mehrere Entwicklungen das Bild: Die EZB hat die Leitzinsen 

angesichts des vom Nahost-Konflikt getriebenen Inflationsdrucks um 25 Basispunkte angeho-

ben und die Ergebnisse ihres geopolitischen Reverse-Stresstests vorgelegt. Der IWF beschei-

nigt dem österreichischen Finanzsektor im Rahmen des FSAP 2026 eine hohe Resilienz.  

Im Bereich Zahlungsverkehr & Digitalisierung stehen die Trilogverhandlungen zum digitalen 

Euro im Zentrum. Unsere Kernanliegen – von einem ausgewogenen Haltelimit über ein trag-

fähiges Kompensationsmodell bis zu einer bargeldähnlichen Ausgestaltung – haben wir erneut 

eingebracht. Die aktuellen OeNB-Betrugsdaten bestätigen, dass der heimische Zahlungsver-

kehr sehr sicher ist und Schäden zunehmend durch Social Engineering entstehen.  

Abschließend zwei Terminempfehlungen: der OeNB-Dialog „Der Euro im Wandel" am 24. Sep-

tember sowie unser BSBV/KSÖ-Bankenworkshop „Quantum-Safe Banking" am 8. Oktober. 

Wir wünschen eine spannende Lektüre! 

Mag. Eva Landrichtinger 

Bundesspartengeschäftsführerin  

 

Aktuelle Legistik 

• Betriebliche Altersvorsorge, Details siehe Seite 39 

• FMA | Novelle der GKE-VO: Begutachtung bis 22. September 2026 

• FMA | Stammdaten-VO: Begutachtung bis 22. September 2026 
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Schwerpunkt des Monats 
Der Kapitalmarkt ist ein zentraler Treiber für Wirtschaftswachstum, Innovationskraft und 

langfristige Vermögensbildung – und weit mehr als reine Spekulation, als die er in der öffent-

lichen Wahrnehmung oft noch missverstanden wird. Er ist ein unverzichtbares Instrument, 

um privates Vermögen aufzubauen und die Vorsorge auf ein breiteres, zukunftssicheres Fun-

dament zu stellen. Doch in Österreich bleibt dieses Potenzial weitgehend ungenutzt: Wäh-

rend andere europäische Länder mit steuerlichen Anreizen wie Behaltefristen oder begüns-

tigten Depots gezielt zum Wertpapiersparen ermutigen, besteuert Österreich Kursgewinne 

und Dividenden mit 27,5 % KESt, ohne Freibetrag und ohne Behaltefrist. Damit ist Österreich 

das einzige EU-Land ohne jede Begünstigung beim Wertpapiersparen. Eine Reform ist über-

fällig: Sie würde private und betriebliche Vorsorge stärken und die Abhängigkeit vom Umla-

gesystem verringern. Entscheidend ist, jene Hemmnisse abzubauen, die Menschen heute vom 

Kapitalmarkt fernhalten. Denn jede Maßnahme, die Menschen früher und einfacher an den 

Kapitalmarkt heranführt, ist dringend notwendig. 

 

Ende August hat Bundeskanzler Christian Stocker zwei kapitalmarktbezogene Vorhaben prä-

sentiert: ein steuerbegünstigtes „Zukunftsdepot" für Kinder und Jugendliche sowie einen ka-

pitalgedeckten „Zukunftsfonds" zur zusätzlichen Pensionsabsicherung. Beide Vorschläge rü-

cken den Kapitalmarkt dorthin, wo er hingehört: als festen Bestandteil der Antwort auf die 

Herausforderungen der privaten und staatlichen Vorsorge. Zugleich machen sie deutlich, wie 

unterentwickelt die Kapitalmarktkultur in Österreich im internationalen Vergleich nach wie 

vor ist. 

 

Aus Sicht der Bundessparte sind beide Vorhaben ausdrücklich zu begrüßen, denn sie setzen 

genau an den strukturellen Schwächen an, die Österreich bei der Nutzung des Kapitalmarkts 

bremsen. Langfristige Kapitalmarktveranlagung ist kein Luxus, sondern eine Notwendigkeit 

für eine nachhaltige Pensionsvorsorge. Besonders wertvoll ist dabei der frühe Zugang: Wer 

bereits in jungen Jahren mit dem Kapitalmarkt in Berührung kommt, baut Vertrauen auf und 

nutzt den Zinseszinseffekt über Jahrzehnte. Nun kommt es auf die konkrete Ausgestaltung 

an. Details siehe Seite 23 

 

Wichtige Termine 

• 10. Geldwäschetagung am 1. und 2. Oktober 2026 

• BSBV/KSÖ-Bankenworkshop 2026: „Quantum-Safe Banking: The Future of Financial 

Security” am 8. Oktober 2026 

• 50. FMSG-Sitzung am 14. September 2026 

• Plenarsitzungen des Nationalrates am 14. September 2026 

• 13. Sitzung des Finanzausschusses am 29. September 2026 

 

 

 

https://www.parlament.gv.at/ausschuss/XXVIII/A-FI/1/00921?selectedStage=105
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Worauf wir warten 

• CRD VI-Umsetzung: Die Entwürfe befanden sich bis 17. Juni in Begutachtung, nun 

wird auf den Beschluss der entsprechenden Regierungsvorlage im Ministerrat gewar-

tet. Die Bundessparte hat im Rahmen der Übermittlung der letzten Entwürfe nach 

Begutachtung des BMF nochmals eine Rückmeldung übermittelt, es wird nun auf die 

weiteren Schritte zur Umsetzung gewartet. 

• Zukunftsdepot/Zukunftsfonds: Im Rahmen des Sommergesprächs von Bundeskanzler 

Stocker wurden die Vorhaben angekündigt, genauer Eckpunkte und konkrete Ausge-

staltungen werden aktuell diskutiert. Details siehe Seite 23 

 

Bankenaufsicht 

50. Sitzung des Finanzmarktstabilitätsgremiums (FMSG) 

Moser/4335 

Das Finanzmarktstabilitätsgremium (FMSG) hat seine 50. Sitzung auf 14. September 2026 

(ursprünglich 28. September 2026) vorgezogen. Schwerpunktthema war die gemeinsame Eva-

luierung des Systemrisikopuffers und des Puffers für Andere Systemrelevante Institute (OSII). 

 

Systemrisikopuffer: Das Gremium hat die Evaluierung abgeschlossen und eine entspre-

chende Empfehlung an die FMA gerichtet (FMSG-Empfehlung 4/2026). Der vor zehn Jahren 

zur Reduktion des Risikos teurer Bankenrettungen eingeführte Puffer soll differenziert ange-

passt werden: Der Puffer für systemisches Klumpenrisiko entfällt, da sich dieses Risiko – u. 

a. durch überwiegend verbesserte Länderratings in Zentral- und Osteuropa – deutlich verrin-

gert hat; er wird in zwei Schritten auf 0 % gesenkt. 

 

Der Puffer für systemische Verwundbarkeit bleibt hingegen vorerst bei 0,75 % (vor Über-

lappung), da aus Sicht des Gremiums trotz gestiegener Widerstandsfähigkeit des Banken-

sektors (höhere Kapitalisierung und Profitabilität, Fortschritte bei der Abwicklungsfähigkeit) 

mehrere Unsicherheiten fortbestehen: die weiterhin systemrisikoindizierende Größe des ös-

terreichischen Bankensektors, die Nachhaltigkeit hoher Gewinne und Eigenkapitalausstat-

tungen nach Akquisitionen und steigendem NPL-Wertberichtigungsbedarf, eine noch ausste-

hende Belastungsprobe des europäischen Abwicklungsrahmens sowie eine durch geopoliti-

sche Verwerfungen und geringere fiskalische Spielräume anfälligere Realwirtschaft. 

 

Die nächste Evaluierung 2028 soll die Nachhaltigkeit der erhöhten Widerstandsfähigkeit über-

prüfen. 

 

OSII-Puffer: Bei der Einstufung systemrelevanter Institute gab es gegenüber dem Vorjahr 

keine Änderungen. 

Zukäufe einzelner österreichischer Banken, die den Markt strukturell verändern, werden erst 

im nächstjährigen Zyklus berücksichtigt, da sie in den maßgeblichen Meldedaten zum Stich-

tag 31.12.2025 noch nicht abgebildet sind. 

Details zu den erfassten Banken und Pufferhöhen finden sich in der Empfehlung an die FMA. 

 

Antizyklischer Kapitalpuffer (AZKP): Das FMSG empfiehlt, den AZKP unverändert bei 0 % 

der inländischen risikogewichteten Aktiva zu belassen (FMSG-Empfehlung 3/2026). 

https://www.parlament.gv.at/gegenstand/XXVIII/ME/108
https://www.fmsg.at/publikationen/presseaussendungen/2026/50te-sitzung.html
https://www.fmsg.at/publikationen/presseaussendungen/2026/50te-sitzung.html
https://www.fmsg.at/publikationen/risikohinweise-und-empfehlungen/2026/empfehlung-fmsg-4-2026.html
https://www.fmsg.at/publikationen/risikohinweise-und-empfehlungen/2026/empfehlung-fmsg-3-2026.html
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Zum zweiten Quartal 2026 deuteten nur drei von sechzehn Indikatoren auf erhöhte finanz-

zyklische Risiken hin; auch die beiden höher gewichteten Kredit-BIP-Lücke-Indikatoren blie-

ben unter den kritischen Schwellenwerten. Das zugehörige Indikatoren-Dashboard ist in in-

teraktiver Form auf der Website der OeNB abrufbar. 

 

Europäische Zentralbank – Aktuelle Themen 

Moser/4335 

Ergebnisse des geopolitischen Reverse-Stresstests 2026 

Die EZB hat am 31. Juli 2026 die Ergebnisse ihres Reverse-Stresstests zu geopolitischen Risi-

ken veröffentlicht, an dem 110 direkt von der EZB beaufsichtigte Institute des Euroraums 

teilgenommen haben. Die Übung ist Teil der breiter angelegten aufsichtlichen Arbeit der EZB 

zu geopolitischen Risiken, die als Aufsichtspriorität für 2026–28 gilt, und soll die zukunftsge-

richtete Risikomanagement- und Stresstest-Fähigkeit der Banken in einem Umfeld erhöhter 

geopolitischer Unsicherheit stärken. 

 

Anders als beim traditionellen, EBA-geführten EU-weiten Stresstest (einheitliches Szenario 

für alle Banken) mussten die Institute hier selbst plausible geopolitische Szenarien entwi-

ckeln, die einen Rückgang ihrer CET1-Quote um mindestens 300 Basispunkte auslösen wür-

den; rund 20 % der Banken wählten dabei einen höheren Zielwert. Im Fokus steht damit nicht 

die quantitative Auswirkung eines vorgegebenen Szenarios, sondern die Fähigkeit der Ban-

ken, die Wirkung geopolitischer Risiken auf ihr eigenes Geschäftsmodell selbst zu analysie-

ren. Als Transmissionskanäle wurden der realwirtschaftliche Kanal, der Finanzmarktkanal 

und der Sicherheitskanal unterschieden. Die Übung ersetzte im Sinne der Aufsichtsvereinfa-

chung einen sonst im Rahmen des ICAAP jährlich vorzulegenden Stresstest und senkt damit 

den Compliance-Aufwand. 

 

Kernergebnisse: 

• Banken konnten grundsätzlich ökonomisch sinnvolle, auf ihre individuellen Vulnera-

bilitäten zugeschnittene Stressszenarien entwickeln (u. a. militärische Konflikte, 

Handels-/Energie-/Lieferkettenstörungen, Wirtschaftssanktionen, makroökonomi-

sche Schocks, Cybervorfälle). Die Intensität der angenommenen Schocks variierte da-

bei stark zwischen den Instituten. 

• Die meisten Institute sahen den Realwirtschaftskanal als Hauptübertragungskanal, 

gefolgt von Finanzmarkteffekten; bei Konflikt-/Cyber-Szenarien spielte auch der Si-

cherheitskanal (physische, Cyber- und Hybrid-Risiken) eine wichtige Rolle. 

• Kreditrisiko (Wertberichtigungen, v. a. in Sektoren wie Industrie, Energie, Transport) 

und Ertragsdruck waren die häufigsten Übertragungskanäle in die Kapitalposition; bei 

Instituten mit größerem Handelsbuch zusätzlich rückläufige Gebühren-/Handelser-

träge. 

• Liquiditätspositionen blieben in den Szenarien überwiegend über den regulatorischen 

Mindestanforderungen; bei einigen Banken fiel die Liquiditätsreaktion trotz deutli-

chem Kapitalrückgang jedoch nur gedämpft aus – hier plant die EZB gezielte Nach-

verfolgung zur Verbesserung der Stresstest-Rahmenwerke. 

• Bei nichtfinanziellen Risiken traten Cybervorfälle und Störungen bei Drittanbieter-

Dienstleistungen am häufigsten als Bedrohung hervor; die EZB sieht hier weiteren 

Bedarf, die operationelle Resilienz der Banken zu stärken. 

https://connect.oenb.at/oenb_apps/AZKP-Dashboard/
https://www.bankingsupervision.europa.eu/press/pr/date/2026/html/ssm.pr260731~93964644b0.en.html
https://www.bankingsupervision.europa.eu/ecb/pub/pdf/ssm.geopolstresstest202608.en.pdf
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• Als Gegenmaßnahmen nannten Banken u. a. Kapitalerhöhungen, Verkauf von Ge-

schäftsbereichen, Kostensenkungen und Anpassung der Ausschüttungsquote; teils er-

schienen Annahmen (z. B. Kreditportfolio-Verkäufe oder Kapitalaufnahme zu ambiti-

onierten Preisen unter Stressbedingungen) der EZB zu optimistisch. 

 

Identifizierte Schwächen 

Granularität/Sensitivität der Risikoeinschätzungen, Konsistenz zwischen Szenario-Narrativ 

und dessen Übersetzung in Solvenz-/Liquiditätseffekte, Realismus der Gegenmaßnahmen un-

ter systemischen Krisenbedingungen sowie die Verknüpfung von Solvenz- und Liquiditäts-

stress in den Stresstest-Rahmenwerken. 

 

Die Ergebnisse fließen in den laufenden aufsichtlichen Dialog sowie – in qualitativer Form – 

in den Governance-Teil der SREP-Bewertung ein und können dadurch die Säule-2-Kapitalan-

forderung (P2R) beeinflussen. Zu keiner Anpassung führt die Übung hingegen bei der Pillar-

2-Guidance (P2G) und der Leverage-Ratio-P2G. 

 

Legal Framework for Banking Supervision – Aktualisierte Veröffentlichung der 

Sammlung 

Die EZB hat eine aktualisierte digitale Zusammenstellung der Rechtsakte zur Bankenaufsicht 

in drei Bänden1 veröffentlicht. Die Sammlung umfasst schwerpunktmäßig jene Rechtsakte, 

die die EZB seit Errichtung des Einheitlichen Aufsichtsmechanismus (Single Supervisory Me-

chanism, SSM) im Jahr 2014 erlassen hat, und dient als praktisches Nachschlagewerk für 

Institute, Behörden und Rechtsanwender. 

 

Band I – Grundlagen des SSM: Enthält die Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 (SSM-Verordnung), 

mit der der EZB besondere Aufgaben im Bereich der Bankenaufsicht übertragen wurden und 

die allgemeine Regeln und Grundsätze festlegt, sowie die Verordnung (EU) Nr. 468/2014 

(SSM-Rahmenverordnung) zur Zusammenarbeit zwischen EZB, nationalen zuständigen Behör-

den und nationalen benannten Behörden. Ergänzend relevant sind institutionelle Bestim-

mungen der ESZB/EZB-Satzung. 

 

Band II – Aufsichtspraxis und Verfahren: Umfasst Rechtsakte zu (i) Umsetzung des Tren-

nungsprinzips zwischen Geldpolitik und Aufsicht, (ii) Rechenschaftsrahmen, (iii) Optionen 

und Ermessensspielräume nach Unionsrecht, (iv) Delegation von Aufsichtsbefugnissen, (v) 

Meldewesen, (vi) Aufsichtsgebühren und (vii) Sanktionen. Enthalten sind auch die Regelungen 

zur engen Zusammenarbeit zwischen EZB und zuständigen Behörden von Mitgliedstaaten au-

ßerhalb des Euroraums. 

 

Band III – Interne Organisation: Enthält Rechtsakte zur internen Organisation der Aufsichts-

funktion der EZB, insbesondere zu internen Gremien und Verfahren, Ethikregeln sowie zum 

 
1 Disclaimer der EZB: Die Sammlung dient ausschließlich Dokumentationszwecken und entfaltet keine 

Rechtswirkung. Verbindlich sind allein die im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlichten und 

über EUR-Lex abrufbaren Fassungen einschließlich Erwägungsgründe; die enthaltenen Rechtsakte kön-

nen seit Veröffentlichung geändert, neu gefasst oder aufgehoben worden sein. Die Zusammenstellung 

enthält zudem bewusst keine vollständige Sammlung des gesamten für die EZB einschlägigen Unions-

rechts. 

https://www.bankingsupervision.europa.eu/ecb/pub/pdf/ssm.Legal_Framework_for_Banking_Supervision_Volume_1.en.pdf
https://www.bankingsupervision.europa.eu/ecb/pub/pdf/ssm.Legal_Framework_for_Banking_Supervision_Volume_2.en.pdf
https://www.bankingsupervision.europa.eu/ecb/pub/pdf/ssm.Legal_Framework_for_Banking_Supervision_Volume_3.en.pdf
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Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten. Abschließend findet sich eine Liste weiterer 

Rechtsakte zu angrenzenden Themen. 

 

Aktuelle Ausgabe des EZB-Aufsichtsnewsletters – August 2026 

Am 12. August 2026 veröffentlichte die Europäische Zentralbank (EZB) die August-Ausgabe 

ihres Supervision Newsletters 2026. 

 

Fokusthema ist die Nachverfolgung aufsichtlicher Feststellungen und Maßnahmen. Ab Ok-

tober 2026 startet die EZB eine einmalige Überprüfung („Refocusing exercise“) des Be-

stands offener Maßnahmen der letzten Jahre. Dabei werden Schweregrad, Alter, Relevanz 

und Status der Feststellungen bewertet, um das Follow-up bei weniger relevanten Themen 

zu vereinfachen und die wichtigsten Sachverhalte zu priorisieren. Die Institute bleiben 

jedoch verpflichtet, alle identifizierten Mängel zeitnah zu beheben. Begleitend werden Pro-

zessvereinfachungen eingeführt, die künftig fester Bestandteil des Aufsichtsansatzes der 

EZB sein werden. 

 

Ein weiterer Beitrag zeigt erste Erfolge der Reformen bei Vor-Ort-Prüfungen (OSIs). So 

wurden OSIs 2026 etwa 10 % schneller abgeschlossen als 2025, wobei sich die durchschnitt-

liche Dauer von 33 auf 29 Wochen verkürzte. Durch eine stärkere Zusammenarbeit zwi-

schen Vor-Ort-Prüfern und gemeinsamen Aufsichtsteams (JSTs) sowie eine systemati-

schere Prüfungsplanung wird eine weitere Effizienzsteigerung erwartet. Zudem sind die 

OSI-Berichte 2026 im Schnitt 20 % kürzer, ohne Qualitätsverluste, um die Klarheit zu erhö-

hen. Die aktive Mitwirkung der Institute trägt dazu bei, unnötige Komplexität zu reduzie-

ren. 

 

In einem Interview betont Eurogroup-Präsident Kyriakos Pierrakakis die Notwendigkeit, 

die Bankenunion zu stärken und grenzüberschreitende Bankgeschäfte zu erleichtern, um 

die Wettbewerbsfähigkeit und Resilienz Europas zu steigern. Zudem wird die Rolle des 

Investment Bankings für Innovation und Wachstum diskutiert, wobei die EZB die Risikoma-

nagement-Praktiken der Banken regelmäßig überprüft. 

 

Aktuelle Daten zeigen, dass die Net Stable Funding Ratio (NSFR) der bedeutenden Banken 

im Q1 2026 auf 125,63 % sank – der niedrigste Stand seit 2021. Gleichzeitig stagniert der 

Kapitalaufbau bei kleineren Banken, deren Eigenkapitalrendite bei etwa 7 % liegt. 

Abschließend wird auf den ersten gemeinsamen Jahresbericht der der EZB und der nati-

onalen Behörden (NCAs) zum Whistleblowing präsentiert, der die Bedeutung von Hinweis-

gebern für die Früherkennung von Risiken im Bankensektor unterstreicht. 

 

OeNB: Preisindex für Gewerbeimmobilien (CPPI) 

Moser/4335 

Die OeNB hat am 22. Juli 2026 gemeinsam mit Statistik Austria erstmals einen Commercial 

Property Price Index (CPPI) für Österreich veröffentlicht. Der Index bildet Preisveränderun-

gen für den gesamten Gewerbeimmobilienmarkt, für einzelne Assetklassen (Büro, Indust-

rie/Logistik, Handel, gewerbliche Wohnimmobilien) sowie für die Regionen Ost-, West- und 

Südösterreich ab. Datenbasis sind sämtliche im Grundbuch erfasste Transaktionen; ein 

https://www.bankingsupervision.europa.eu/press/supervisory-newsletters/html/index.en.html
https://www.bankingsupervision.europa.eu/press/supervisory-newsletters/html/index.en.html
https://www.bankingsupervision.europa.eu/press/supervisory-newsletters/newsletter/2026/html/ssm.nl260812_1.en.html
https://www.bankingsupervision.europa.eu/press/supervisory-newsletters/newsletter/2026/html/ssm.nl260812_2.en.html
https://www.bankingsupervision.europa.eu/press/supervisory-newsletters/newsletter/2026/html/ssm.nl260812.en.html
https://data.ecb.europa.eu/publications/supervisory-banking-statistics/4065620
https://data.ecb.europa.eu/publications/supervisory-banking-statistics/4065606
https://www.bankingsupervision.europa.eu/press/other-publications/publications/whistleblowing-activities/html/ssm.wa2026.en.html
https://www.bankingsupervision.europa.eu/press/other-publications/publications/whistleblowing-activities/html/ssm.wa2026.en.html
https://www.oenb.at/Presse/oenb-blog/2026/2026-07-22-neuer-preisindex-fuer-mehr-transparenz-am-oesterreichischen-gewerbeimmobilienmarkt.html
https://www.oenb.at/Presse/oenb-blog/2026/2026-07-22-neuer-preisindex-fuer-mehr-transparenz-am-oesterreichischen-gewerbeimmobilienmarkt.html
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Qualitätsbereinigungsmodell soll sicherstellen, dass reine Preisentwicklungen (nicht Ver-

schiebungen in der Objektzusammensetzung) abgebildet werden. 

 

Die Daten sind für den Zeitraum 2021-2025 in halbjährlicher Frequenz auf dem Gewerbeim-

mobilien-Dashboard verfügbar, ab Anfang 2027 sollen auch Daten mit Rückrechnungen bis 

2015 angeboten werden. 

 

Laut Aussendung der OeNB ist ersichtlich, dass die Gewerbeimmobilienpreise in Österreich 

seit der Zinswende im Juli 2022 in Österreich um rund 10 % gefallen sind(Wohnimmobilien 

im Vergleich: rund 4 %), seit 2025 stagnieren sie nahezu. Der Preisrückgang ging mit einem 

deutlichen Transaktionsrückgang einher (von durchschnittlich 6.500 auf rund 4.000 Transak-

tionen pro Halbjahr). 

 

Die Veröffentlichung setzt eine Empfehlung des Europäischen Ausschusses für Systemrisiken 

(ESRB) um und unterstützt Transparenzbestrebungen der Europäischen Kommission. 

 

FMA: Anwendbarkeit des Hard Tests für CRE 

Moser/4335 

Am 6. Juli 2026 hat die EBA die EU-weiten Verlustraten für Wohn- und Gewerbeimmobilien-

finanzierungen per 31.12.2025 veröffentlicht. Für Österreich befinden sich darin die Höchst-

verlustraten per 31.12.2025 sowohl bei Wohn- als auch bei den Gewerbeimmobilien unter 

den in Art 125 Abs 2 lit a und b bzw. Art 126 Abs 2 lit a und b CRR festgelegten Höchstver-

lustraten (0,3 % bzw. 0,5 %) für den österreichischen Gesamtmarkt. Die Bundessparte hat in 

einer Aussendung am 7. Juli 2026 entsprechend darüber informiert. 

 

Zwischenzeitlich fand zur Veröffentlichung der EBA und der nunmehrigen Möglichkeit zur 

Anwendung des Hard Tests für Gewerbeimmobilien ein Austausch zwischen der FMA und 

der Bundessparte statt, weshalb wir Sie über die Ergebnisse des Gesprächs informieren 

möchten. Das untenstehende Ergebnisprotokoll wurde gemeinsam mit der FMA verfasst und 

spiegelt damit insbesondere auch die Positionen und Ansichten der Behörde wider. 

 

Rechtliche Einordnung 

• Die FMA bestätigt, dass die Veröffentlichung der EBA vom 6.7.2026 für Österreich jene 

nach Art 430a CRR für den Gesamtmarkt ist und dass die FMA davon unbenommen 

weiterhin ausschließlich für LSI gemäß Art 430a offenlegt. Von einer zusätzlichen Pub-

likation, wie bisher gemäß Artikel 125 Abs. 2, 126. Abs. 2 bzw. 199.3 CRR wird die 

FMA als zuständige Aufsichtsbehörde des Mitgliedstaates idF jedoch absehen, da ge-

geben die Datenlage (siehe dazu die unten angeführten Bedenken der FMA) die Aus-

übung des Hard Tests nicht mehr risikoadäquat ist. 

• Die FMA hat die Rechtsansicht der Kreditwirtschaft, wonach auf Basis der einschlägi-

gen Regelungen der CRR III (Art 124 ff, Art 199, Art 230 (4), Art 430a) und der nun 

veröffentlichten EBA-Daten die Voraussetzungen für die Anwendbarkeit des Hard 

Tests auch für Gewerbeimmobilienfinanzierungen nun formal als erfüllt gelten, be-

stätigt.  

• Gleichzeitig weist die FMA auf offensichtliche und systematische Auffälligkeiten be-

treffend IP Losses hin und stellt klar, dass Wertberichtigungen jedenfalls Teil der 

https://oenb.shinyapps.io/gewerbeimmobilien_dashboard/
https://oenb.shinyapps.io/gewerbeimmobilien_dashboard/
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Verlustdefinition sind. Rechnet man die Hard Test Schwellen auf Basis der GKE-Mel-

dungen (welche Wertberichtigungen, jedoch keine weiteren Verlustschätzungen um-

fasst), liegen die Werte bei Gewerbeimmobilien klar über der Schwelle (0,95 %) und 

bei Wohnimmobilien noch knapp darunter (0,43 %). 

• Die Aufsicht bejaht auch, dass es in der Verantwortung jedes einzelnen Instituts liegt, 

diesen anzuwenden („Kann-Bestimmung“). 

• Voraussetzung dafür sei aber eine entsprechende Kapitalausstattung, die es in Zu-

sammenschau mit der NPL-Situation/-entwicklung bei den CRE sowie den realisier-

ten/geschätzten Verlusten (IP Loss Meldung) auch rechtfertigt, dass die niedrigeren 

Risikogewichte zur Anwendung gelangen. Darüber hinaus müssen entsprechend kon-

servative Vergabe- und Bewertungsstandards vorliegen, die auch durch den SREP be-

legt werden. 

• Im Hinblick auf Wohnimmobilien bestätigt die FMA, dass bis Ende des Jahres geplant 

war, den Hard Test einzustellen. Auch hier gilt jedoch aktuell die formelle Wirkung 

der EBA-Publikation. 

 

Aufsichtsbehördliche Bedenken 

Ungeachtet der rechtlichen Möglichkeit zur Anwendbarkeit des Hard Test artikuliert die FMA 

folgende Bedenken: 

• Aus Sicht der FMA ist es im Sinne der Sorgfaltspflichten des § 39 BWG geboten, die 

Möglichkeit der reduzierten Eigenmittelunterlegung gemäß Art 125 Abs 2 und Art 126 

Abs 2 CRR bzw. 199 Abs. 3 CRR nicht in Anspruch zu nehmen. 

• Die derzeitigen NPL-Quoten und Insolvenzdaten ließen aus Sicht der FMA - vor allem 

bei den Gewerbeimmobilien - keinen Raum für ein solchen Vorgehen. Falls der Hard 

Test dennoch angewendet wird, würde dies im Zuge des SREP genauer evaluiert wer-

den. 

• Zudem äußert die FMA Zweifel an der gesetzeskonformen Erfüllung der Meldepflich-

ten (IP Losses – Gesamtverluste aus Risikopositionen bei Wohn- und Gewerbeimmobi-

lienfinanzierungen gemäß Art 430a CRR). 

 

Weiteres Vorgehen 

• Die FMA wird entsprechende Arbeiten zur Datenqualitätssicherung aufnehmen und 

Korrekturmeldungen veranlassen. 

• Sämtliche Meldedaten (inkl. Korrekturmeldungen) ergehen an die EBA. Ob bzw. wann 

EBA Korrekturmeldungen in ihrer Publikation reflektiert, kann aktuell nicht einge-

schätzt werden. Sofern in einer aktualisierten Offenlegung die Schwellen überschrit-

ten werden, beendet dies unmittelbar die Ausübung des Hard Tests. 

• Wir halten sie über die Entwicklung der Verlustdatenmeldung auf dem Laufenden. 
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FMA – Compliance-Erklärung zu EBA-Richtlinien zur Ausfalldefini-

tion 

Moser/4335 

Mit 17. Juli 2026 hat die EBA ihre geänderten Leitlinien zur Anwendung der Ausfalldefini-

tion gemäß Artikel 178 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 (EBA/GL/2026/05) veröffent-

licht. Das Update war erforderlich, um die bisherigen Leitlinien an Änderungen, die durch 

die CRR III an der Ausfalldefinition vorgenommen wurden, anzupassen. Weiters wurde die 

Überarbeitung genutzt, um zeitliche Erleichterungen hinsichtlich der Bestimmung einer 

technischen Überfälligkeit beim Factoring zu schaffen. 

 

Die FMA hat diesbezüglich an die EBA eine positive Compliance-Erklärung gemäß Art. 16 

Abs. 3 EBA-VO erstattet. Den von der EBA publizierten Leitlinien ist dementsprechend 

nachzukommen. 

 

EBA – Aktuelle Themen 

Moser/4335 | Ball-Bürger/3132 

EBA leitet Konsultation zum Schutz von Bankeinlagen ein 

Die Europäische Bankenaufsichtsbehörde (EBA) hat Ende Juli vier Konsultationen eingeleitet, 

mit denen der Einlegerschutz weiter gestärkt, die Finanzstabilität gewahrt und die Standards 

für den Einlegerschutz EU-weit im Rahmen der überarbeiteten Richtlinie über Einlagensiche-

rungssysteme (DGSD3) weiter harmonisiert werden sollen.  

 

Die EBA bittet die Interessengruppen um Stellungnahmen bis 23. Oktober 2026 zu  

den technischen Durchführungsstandards (ITS) über Informationen für Einleger,  

• zu den ITS über den Informationsaustausch zwischen Kreditinstituten, Einlagensiche-

rungssystemen (DGS) und anderen zuständigen Behörden,  

• zu den regulatorischen technischen Standards (RTS) über die Behandlung von Stan-

dards zum Schutz von Kundengeldern in der gesamten EU sowie zu  

• den Leitlinien (GL) darüber, wie Einlagensicherungssysteme die von der Branche ein-

gezogenen Mittel anlegen sollten.  

Gemäß der DGSD3 ist die EBA beauftragt, 12 technische Standards und Leitlinien zu erarbei-

ten, von denen die ersten vier nunmehr zur Konsultation veröffentlicht wurden. 

 

Die EBA wird am Donnerstag, 24. September, eine öffentliche Anhörung abhalten. 

 

Finale RTS/ITS zu wesentlichen Erwerben, Übertragungen, Verschmelzungen 

und Spaltungen 

Die European Banking Authority (EBA) hat die finalen Entwürfe von Regulatory Technical 

Standards (RTS) und Implementing Technical Standards (ITS) zu wesentlichen Erwerben (Ac-

quisitions), Übertragungen von Vermögenswerten/Verbindlichkeiten, Verschmelzungen und 

Spaltungen von Kreditinstituten bzw. (gemischten) Finanzholdinggesellschaften unter der 

Capital Requirements Directive (CRD) veröffentlicht. 

 

https://www.eba.europa.eu/publications-and-media/press-releases/eba-amends-guidelines-definition-default
https://www.eba.europa.eu/publications-and-media/press-releases/eba-consults-rules-further-improve-depositor-protection-under-revised-deposit-guarantee-schemes
https://www.eba.europa.eu/publications-and-media/press-releases/eba-publishes-its-final-draft-technical-standards-material-acquisitions-material-transfers-mergers
https://www.eba.europa.eu/publications-and-media/press-releases/eba-publishes-its-final-draft-technical-standards-material-acquisitions-material-transfers-mergers
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Ziel der Standards ist es, die Bankenkonsolidierung zu unterstützen und die EU-Marktintegra-

tion zu vertiefen, indem aufsichtliche Erwartungen klargestellt und regulatorische Unsicher-

heiten reduziert werden. 

 

Wesentliche Inhalte: 

• Die RTS legen gestraffte Informationsanforderungen für Meldungen fest, definieren 

eine einheitliche Bewertungsmethodik und regeln die Verfahren für wesentliche 

Transaktionen 

• Die ITS ergänzen dies durch klare Prozesse und Fristen für die Zusammenarbeit der 

zuständigen Aufsichtsbehörden bei wesentlichen Erwerben, Verschmelzungen oder 

Spaltungen 

• Proportionalität ist zentrales Element: Doppelmeldungen werden vermieden, indem 

bereits vorhandene Informationen der Behörden sowie Unterlagen nach der Gesell-

schaftsrechts-Richtlinie genutzt werden; für konzerninterne Transaktionen gelten 

vereinfachte Anforderungen 

• Zuständige Behörden müssen Antragsteller künftig unverzüglich informieren, ob sie 

von Ermessensspielräumen zur Nicht-Prüfung bestimmter konzerninterner Er-

werbe/Verschmelzungen Gebrauch machen 

• Für Verschmelzungen und Spaltungen kleinerer Institute wird ein vereinfachtes Re-

gime eingeführt 

• Bei Transaktionen, die mehrere Meldepflichten gleichzeitig auslösen, sorgen harmo-

nisierte Begriffe und einheitliche Informationsanforderungen für mehr Klarheit 

 

Europäische Kommission lehnt verkürzte Bewilligungsfrist für Eigenmittel-

/MREL-Instrumente ab 

Die EBA hat am 9. September 2026 mitgeteilt, dass die Europäische Kommission ihren am 19. 

März 2026 übermittelten Entwurf geänderter technischer Regulierungsstandards (RTS) zur 

Delegierten Verordnung (EU) Nr. 241/2014 nicht angenommen hat. Der Entwurf hätte die 

Frist für Anträge auf vorherige Zustimmung zur Reduktion von Eigenmittel- und MREL-fähigen 

Instrumenten (Art. 77, 78 und 78a CRR) von vier auf drei Monate verkürzt. 

 

Begründung der Kommission (Schreiben vom 17. Juli 2026, Generaldirektor Berrigan): 

Eine punktuelle Anpassung nur dieses Einzelaspekts sei angesichts der bereits laufenden, 

umfassenderen EBA-Überprüfung des Bewilligungsregimes nicht verhältnismäßig – zumal 

mehrere Aufsichts- und Abwicklungsbehörden bereits öffentlich signalisiert hätten, unter be-

stimmten Voraussetzungen deutlich kürzere Fristen als die vorgeschlagenen drei Monate zu 

gewähren. Eine derart begrenzte Zwischenänderung würde voraussichtlich erfordern, den-

selben Level-2-Rechtsakt kurz danach erneut zu öffnen, sobald die umfassendere Reform 

abgeschlossen ist. 

Bindende Level-2-Rechtsakte sollten aus Sicht der Kommission nur für substantielle Ände-

rungen mit dauerhaftem Mehrwert geöffnet werden. Das Schreiben stellt die formale Be-

gründung der Rücksendung des Entwurfs gemäß Art. 10 Abs. 1 Unterabsatz 5 der Verordnung 

(EU) Nr. 1093/2010 dar; die EBA wurde eingeladen, binnen sechs Wochen eine überarbeitete 

Fassung in Form einer formellen Stellungnahme vorzulegen. 

 

https://www.eba.europa.eu/publications-and-media/press-releases/eba-responds-european-commissions-non-adoption-draft-amending-technical-standards-prior-permission


 

Ausgabe September 2026 

 

12 

Die EBA verzichtet auf eine erneute Einreichung eines überarbeiteten Entwurfs. Sie ver-

weist darauf, dass Institute ohne die Änderung weiterhin an die seit 2021 geltende Vier-

Monats-Frist gebunden bleiben – selbst wenn zuständige und Abwicklungsbehörden ihre An-

träge tatsächlich schneller bearbeiten könnten. Die EBA werde stattdessen die umfassendere 

Überprüfung der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 241/2014 weiterverfolgen, um dort auch 

die im gezielten Entwurf vorgeschlagenen Erleichterungen einzubringen, und habe dafür be-

reits entsprechende Governance-Strukturen zur strukturierten Einbindung von Aufsichts- und 

Abwicklungsbehörden eingerichtet. 

 

EZB: Anhebung der Leitzinsen um 25 Basispunkte – Nahost-Konflikt 

treibt Inflation 

Moser/4335 

Der EZB-Rat hat am 10. September 2026 beschlossen, die drei Leitzinsen um 25 Basispunkte 

anzuheben. Der Nahost-Konflikt erzeugt laut EZB anhaltenden Inflationsdruck; die Inflation 

soll über einen längeren Zeitraum deutlich über dem Zielwert bleiben. Mit der Zinserhöhung 

bekräftigt der EZB-Rat sein Ziel, die Inflation mittelfristig bei 2 % zu stabilisieren. 

Neue Leitzinsen (ab 16. September 2026) 

• Einlagefazilität 2,50 % 

• Hauptrefinanzierungssatz 2,65 % 

• Spitzenrefinanzierungssatz 2,90 %. 

Neue EZB-Stabsprojektionen (Basisszenario): 

• Gesamtinflation: 3,0 % (2026), 2,5 % (2027), 2,1 % (2028) – gegenüber Juni unverän-

dert für 2026, für 2027/2028 nach oben revidiert 

• Kerninflation (ohne Energie/Nahrungsmittel): 2,5 % (2026), 2,6 % (2027), 2,3 % (2028) 

• Wirtschaftswachstum: 0,9 % (2026), 1,4 % (2027), 1,5 % (2028) – für 2026/2027 nach 

oben revidiert, vor allem aufgrund einer widerstandsfähigeren Konjunktur als erwar-

tet 

Der Ausblick bleibt laut EZB stark unsicher, mit Aufwärtsrisiken für die Inflation und Ab-

wärtsrisiken für das Wachstum. Ergänzende Szenariorechnungen des Stabs zeigen die Band-

breite möglicher Verläufe je nach Intensität und Dauer des Energieschocks sowie dessen in-

direkten und Zweitrundeneffekten. 

 

Europäische Kommission: Basel III – Angepasste Regeln für Marktri-

siko ab 1.1.2027 

Moser/4335 

Die im Juni beschlossenen gezielten und vorübergehenden Anpassungen des Fundamental 

Review of the Trading Book (FRTB) wurden am 11. September 2026 im Amtsblatt der EU 

veröffentlicht.  

 

Die FRTB-Regeln bestimmen, wie Banken ihre Kapitalanforderungen für Marktrisiken berech-

nen. 

https://www.ecb.europa.eu/press/pr/date/2026/html/ecb.mp260910~314e508016.en.html
https://www.ecb.europa.eu/press/pr/date/2026/html/ecb.mp260910~314e508016.en.html
https://finance.ec.europa.eu/news/commission-adopts-temporary-adjustments-basel-iii-market-risk-rules-safeguard-eu-banks-2026-06-04_en
https://finance.ec.europa.eu/news/commission-adopts-temporary-adjustments-basel-iii-market-risk-rules-safeguard-eu-banks-2026-06-04_en
https://eur-lex.europa.eu/eli/reg_del/2026/1221
https://eur-lex.europa.eu/eli/reg_del/2026/1221
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• Ziel der Anpassungen ist es, Wettbewerbsnachteile europäischer Banken auf den glo-

balen Märkten zu vermeiden. 

• Die Maßnahmen sollen einen Teil der zusätzlichen Kapitalbelastung durch die neuen 

Regeln vorübergehend abfedern, ohne die hohen europäischen Standards für Finanz-

stabilität zu beeinträchtigen. 

• Die Anpassungen gelten für drei Jahre ab dem 1. Januar 2027. 

 

IWF: Technical Notes zum Austria Financial Sector Assessment Pro-

gram (FSAP) 2026 

Moser/4335 

Der Internationale Währungsfonds (IWF) hat am 18. August 2026 vier Technical Notes im Rah-

men des laufenden Financial Sector Assessment Program (FSAP) für Österreich veröffentlicht. 

Diese vertiefen einzelne Themenbereiche der Finanzsektor-Analyse, die üblicherweise in ei-

nen zusammenfassenden FSSA-Bericht münden. 

 

Macroprudential Policy Framework and Tools: Der österreichische makroprudenzielle Rah-

men habe sich seit der Pandemie weiterentwickelt, weiterhin seien aber Wachsamkeit und 

proaktive Anpassung nötig. Die Behörden (OeNB, FMA, BMF) hätten eine kooperative institu-

tionelle Struktur mit dem Finanzmarktstabilitätsgremium (FMSG) als zentralem Entschei-

dungsgremium aufgebaut. Der Finanzsektor sei resilient, mit hohen Gewinnen und robusten 

Kapitalquoten, unterstützt durch den aktiven Einsatz makroprudenzieller Instrumente wie 

Systemrisikopuffer und kreditnehmerbezogene Regelungen. Steigende Risiken im Gewerbei-

mmobiliensektor, anhaltende geopolitische Spannungen und sich weiterentwickelnde EU-Re-

gulierungsanforderungen würden jedoch unterstreichen, dass Österreich einen starken, an-

passungsfähigen Rahmen beibehalten müsse. 

 

Systemic Risk Analysis: Trotz des belastenden Nahost-Konflikts sei der österreichische Fi-

nanzsektor in den letzten Jahren – auch angesichts zweier Jahre breit angelegter Rezession 

(2023/2024), bis vor kurzem steigender NPLs (v. a. bei Gewerbeimmobilien) und geopoliti-

scher Risiken – resilient geblieben. Die aggregierte CET1-Quote sei auf 18,4 % (September 

2025) gestiegen (von 17,9 % Ende 2024), getragen von starker Profitabilität (RoE 8,9 % in 

2025, nach Rückgang vom Höchststand 2023) v. a. aus Zinsmargen im Auslandsgeschäft. Die 

Liquiditätspuffer seien hoch (LCR 185 %, NSFR 134,8 %, September 2025). Weniger bedeu-

tende Institute (LSIs) wiesen im Aggregat höhere Kapitalquoten und Liquiditätspuffer auf als 

bedeutende Institute (SIs). 

 

Insurance Regulation and Supervision: Fokussierte Überprüfung der Versicherungsaufsicht 

in Österreich – Governance, Solvabilitätsrahmen, Mikro-/Makroaufsicht, Marktaustritt/Ab-

wicklung sowie Gruppenaufsicht und aufsichtliche Zusammenarbeit. Die FMA ist für Wohlver-

haltens- und prudenzielle Aufsicht auf Mikro- und Makroebene zuständig. Die Note bewertet 

den Umsetzungsstand der Empfehlungen des FSAP 2020 und spricht weitere Empfehlungen 

zur Stärkung des Aufsichtsregimes aus. 

 

Selected Issues in Banking Regulation and Supervision of LSIs: Fokus auf die Frage, wie 

wirksam und angemessen die risikobasierte Aufsicht über weniger bedeutende Institute (LSIs) 

in Österreich – unter proaktiver Anwendung des Proportionalitätsprinzips angesichts der 

https://www.imf.org/en/publications/cr/issues/2026/08/18/austria-financial-sector-assessment-program-technical-note-on-macroprudential-policy-578966?cid=em-COM-%5B08-2026%5D-Immediate-%5BEnglish%5D
https://www.imf.org/en/publications/cr/issues/2026/08/18/austria-financial-sector-assessment-program-technical-note-on-systemic-risk-analysis-578971?cid=em-COM-%5B08-2026%5D-Immediate-%5BEnglish%5D
https://www.imf.org/en/publications/cr/issues/2026/08/18/austria-financial-sector-assessment-program-technical-note-on-insurance-regulation-and-578961?cid=em-COM-%5B08-2026%5D-Immediate-%5BEnglish%5D
https://www.imf.org/en/publications/cr/issues/2026/08/18/austria-financial-sector-assessment-program-technical-note-on-selected-issues-in-banking-578943?cid=em-COM-%5B08-2026%5D-Immediate-%5BEnglish%5D
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großen LSI-Anzahl – umgesetzt wird. Basis sind die überarbeiteten Basel Core Principles; das 

FSAP 2026 nutzt zudem die Ergebnisse des Euro-Area-FSAP 2025 und beschränkt sich auf LSIs. 

Seit dem letzten FSAP seien bedeutende legistische und regulatorische Reformen umgesetzt 

worden, ebenso interne strategische Reformen der Aufsichtsbehörden; die teilweise Umset-

zung der FSAP-2020-Empfehlungen wurde in diesem aktualisierten Kontext bewertet. 
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Kapitalmarkt 

Fondsrechtspaket  

Ortner/3857 

Die Mitgliedstaaten hatten die Richtlinie (EU) 2024/927 bis 16. April 2026 umzusetzen. Mit 

der Richtlinie werden verpflichtete Liquiditätsmanagement-Tools (LMTs) eingeführt, um den 

Anlegerschutz zu stärken und Marktstress systemisch zu begrenzen.  

 

Das Bundesministerium für Finanzen hat einen Entwurf für ein Bundesgesetz, mit dem das 

Alternative Investmentfonds Manager-Gesetz u.a. geändert werden (AIFMD II/ UCITSD Re-

view), ausgearbeitet, der unter anderem eine Neureglung des Einsatzes von Liquiditätsma-

nagementinstrumenten sowohl bei AIF als auch bei OGAW sowie eine Freibeitragsregelung 

bei Immobilienfonds vorsieht. Die Bundessparte hat sich mit einer umfassenden Stellung-

nahme in den Gesetzgebungsprozess eingebracht.  

 

Nachdem das Paket vom Nationalrat und Bundesrat mehrheitlich beschlossen wurde, wurde 

es am 28. Juli 2026 im BGBl veröffentlicht. 

 

Zur Besprechung der operativen Umsetzung des Paketes und um eine gemeinsame Vorge-

hensweise sicherzustellen, wurden in der Bundessparte eine Arbeitsgruppe zur Erarbeitung 

von Sonderfällen und Ausarbeitung eines Q&As gegründet. 

 

Spar- und Investitionsunion - Verbriefungen 

Ortner/3857 

Am 17. Juni 2025 hat die Europäische Kommission einen Legislativvorschlag zur Reform des 

EU-Verbriefungsrahmens veröffentlicht. Ziel ist eine vereinfachte und zweckgerechte Ge-

staltung, um Investitionen in die Realwirtschaft zu fördern und so Wachstum, Innovation und 

Beschäftigung in der EU zu stärken. Die Überprüfung ist die erste legislative Maßnahme im 

Rahmen der Strategie für eine Spar- und Investitionsunion (SIU). Die Überarbeitung erfolgt 

in Form gezielter Änderungen der EU-Kapitaladäquanzverordnung und der Verbriefungsver-

ordnung. 

 

Die letzte Ratsarbeitsgruppen fanden am 7. und 8. September 2026 statt. Am 22. September 

2026 soll eine weitere Ratsarbeitsgruppe stattfinden. Auch die Trilogverhandlungen sollen 

im September fortgeführt werden. Das Paket soll schon vor Jahresende angenommen wer-

den.  Die Bundessparte hat sich im Vorfeld der Verhandlungen bereits beim BMF und beim 

BMEIA mit Positionspapieren eingebracht. 

 

Market Integration and Supervision Package (MISP) 

Ortner/3857 

Die EU-Kommission hat am 4. Dezember 2025 ein Maßnahmenpaket zur Finanzmarktin-

tegration und -aufsicht (MISP) veröffentlicht. Ziel der vorgeschlagenen Maßnahmen ist es, 

bestehende Hindernisse im Finanzmarkt zu beseitigen und das Potenzial des EU-Binnen-

markts für Finanzdienstleistungen voll auszuschöpfen. Unter anderem sollen direkte 

https://finance.ec.europa.eu/publications/market-integration-package_en
https://finance.ec.europa.eu/publications/market-integration-package_en
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Aufsichtsbefugnisse über bestimmte Handelsplätze, zentrale Gegenparteien (CCPs), 

Zentralverwahrer (CSDs) und alle Krypto-Asset-Dienstleister (CASPs) auf die ESMA über-

tragen werden. 

 

Das vorgestellte Paket ist ein zentraler Bestandteil der im März 2025 veröffentlichten Stra-

tegie zur Spar- und Investitionsunion (SIU), deren Ziel es ist, ein stärker integriertes, effizi-

enteres und wettbewerbsfähigeres Finanzsystem zu schaffen, das den EU-Bürgern bessere 

Möglichkeiten zum Vermögensaufbau bieten und Unternehmen beim Zugang zu Finanzmitteln 

unterstützten soll. 

 

Am 1. und 2. September 2026 wurden die Arbeiten zum MISP durch die Finanzattachés der 

EU-Mitgliedstaaten fortgesetzt. Auf der Tagesordnung standen Vermögensverwaltung und die 

Aufsicht über Handelsplätze. Zwei weitere Treffen der Finanzattachés der Mitgliedstaaten 

waren für 10. und 11. September 2026 geplant. 

 

European Single Access Point (ESAP) 

Ortner/3857 

ESAP-Justizgesetz 

Nachdem der Nationalrat am 7. Juli 2026 das ESAP-Justizgesetz, mit dem das Unternehmens-

gesetzbuch, das Aktiengesetz und das Übernahmegesetz geändert werden, beschlossen hat, 

hat sich am 15. Juli 2026 auch der Bundesrat für die nationale Umsetzung des zentralen 

europäischen Zugangsportals (European Single Access Point – ESAP) ausgesprochen. Durch 

den ESAP sollen Unternehmensunterlagen in einem einfachen und strukturierten Format uni-

onsweit abrufbar werden. Das ESAP-Justizgesetz wurde am 29. Juli 2026 im BGBl veröf-

fentlicht. 

 

ESMA - Start der Datenerhebung im Rahmen der ersten Phase des ESAP 

In diesem Zusammenhang ist auch darauf hinzuweisen, dass die ESMA mit der Erhebung von 

Informationen bei den offiziell benannten Mechanismen (OAMs) und den nationalen zustän-

digen Behörden (NCAs) – den sogenannten „Erhebungsstellen“ – für die erste Phase der Um-

setzung des ESAP begonnen hat. 

 

Am 10. Juli 2026 haben die OAMs und NCAs damit begonnen, dem ESAP die von den Unter-

nehmen erhobenen Informationen und Metadaten zur Verfügung zu stellen. Dies ist der erste 

Meilenstein auf dem Weg zur Inbetriebnahme der ESAP-Plattform, die gemäß der ESAP-Ver-

ordnung bis Juli 2027 für die Öffentlichkeit zugänglich sein wird. Der ESAP wird einen kos-

tenlosen, einfachen und zentralisierten Zugang zu Finanz- und Nachhaltigkeitsinformationen 

über Unternehmen und deren Produkte bieten.  

 

Nächste Schritte: In den nächsten 12 Monaten wird ESAP im Vorfeld der öffentlichen Eröff-

nung der Plattform aussagekräftige EU-weite Informationen sammeln. Die Informationen, 

die in den Anwendungsbereich der ersten Phase von ESAP fallen, beziehen sich auf die Trans-

parenzrichtlinie, die Prospektverordnung und die Leerverkaufsverordnung. Weitere Informa-

tionen werden in den kommenden Jahren gemäß den geltenden Rechtsvorschriften in den 

Anwendungsbereich der Plattform aufgenommen. 

 

https://www.esma.europa.eu/esmas-activities/data/european-single-access-point-esap
https://www.esma.europa.eu/press-news/esma-news/esma-launches-data-collection-under-first-phase-esap
https://www.esma.europa.eu/press-news/esma-news/esma-launches-data-collection-under-first-phase-esap
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ESMA – Zweiter TRV-Bericht für 2026 (Trends, Risks, Vulnerabilities) 

Aslan/ 3548 

Die ESMA hat kürzlich ihren zweiten TRV-Bericht (Trends, Risks, Vulnerabilities) zur Risiko-

überwachung für das Jahr 2026 veröffentlicht, in dem die wichtigsten Risiken und Schwach-

stellen auf den EU-Finanzmärkten dargelegt werden. Sie stellt fest, dass die Märkte zwar 

widerstandsfähig geblieben sind, jedoch hohe Bewertungen im Technologiesektor und 

zunehmende geopolitische Spannungen diese Widerstandsfähigkeit auf die Probe stellen 

– und dies vor dem Hintergrund einer anhaltenden Inflation und eines schwächeren Wirt-

schaftswachstums. Trotz erhöhter Marktvolatilität und ereignisbedingter Unsicherheit haben 

die starke Entwicklung im Technologie- und KI-Sektor dazu beigetragen, dass sich der Opti-

mismus der Anleger und die Bewertungen an den Finanzmärkten rasch erholen konnten. Laut 

ESMA sollte diese Widerstandsfähigkeit jedoch nicht mit dem Fehlen von Schwachstellen ver-

wechselt werden. Die zunehmende Diskrepanz zwischen sich verschlechternden makrofinan-

ziellen Rahmenbedingungen und optimistischen Marktbewertungen werde das Risiko plötzli-

cher Marktkorrekturen erhöhen, sollten sich wirtschaftliche Risiken konkretisieren oder sich 

die Anlegerstimmung abrupt ändern. Gleichzeitig sollen neu entstehende Bedrohungen für 

die Marktinfrastrukturen und wichtige Marktteilnehmer, etwa im Zusammenhang mit soge-

nannter Frontier-KI, nicht unterschätzt werden. Über die Risikofaktoren hinaus gibt der Be-

richt ESMA einen Überblick über die Marktentwicklungen und -bedingungen in den wich-

tigsten Segmenten der EU-Finanzmärkte im ersten Halbjahr 2026. Zudem enthält er ver-

tiefende Analysen zu ausgewählten Themen, darunter die Fragmentierung des UCITS-Mark-

tes, Trends bei Technologie-Börsengängen (IPOs) in den USA und Prognosemärkte. 

 

Die ESMA hebt insbesondere die folgenden wichtigen Ergebnisse hervor: 

 

Marktentwicklungen 

• Wertpapiermärkte und Krypto-Assets 

Die Aktienmärkte verzeichneten nach Ausbruch des Konflikts im Nahen Osten deutliche Ver-

luste. Inzwischen haben sich die Kurse jedoch wieder auf das Niveau vor dem Konflikt oder 

darüber hinaus erholt. Dennoch haben hohe Bewertungen vor dem Hintergrund eines schwä-

cheren makrofinanziellen und geopolitischen Umfelds das Risiko plötzlicher Korrekturen er-

höht. An den Anleihemärkten sind Bedenken hinsichtlich der Finanzierungsbedingungen und 

der Rolle von Anleihen als sicherer Hafen aufgekommen. Die Renditen von Staatsanleihen 

stiegen und die Spreads weiteten sich aus, während die Volatilität trotz weitgehend stabiler 

Indikatoren für die Kreditqualität in der EU erhöht blieb. Laut ESMA sollen über die börsen-

notierten Märkte hinaus auch Risiken in weniger transparenten und zunehmend miteinander 

verflochtenen Segmenten genau beobachtet werden. Dazu zählen sowohl Engagements im 

Bereich Private Credit am US-Markt als auch die zunehmende Verbindung zwischen zuneh-

mend anfälligen Krypto-Asset-Märkten und dem breiteren Finanzsystem. 

 

• Infrastrukturen und Dienstleistungen 

Die wichtigsten Marktinfrastrukturen haben laut ESMA weiterhin zuverlässig funktioniert, 

auch während der jüngsten Marktbelastungen. Zentrale Gegenparteien (Central Counterpar-

ties – CCPs) konnten beispielsweise den volatilen Energiehandel ohne Störungen abwickeln. 

Bei den Abwicklungssystemen kam es Anfang April jedoch über verschiedene Anlageklassen 

hinweg vorübergehend zu einem Anstieg fehlgeschlagener Transaktionen. Cyberrisiken 

https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/2026-09/ESMA50-1949966494-4282_TRV_Risk_Monitor_2_2026.pdf
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gewinnen zunehmend an Bedeutung, da Entwicklungen im Bereich der Frontier-KI die Land-

schaft der operationellen Risiken verändern. 

 

• Vermögensverwaltung 

Mittelzuflüsse und Wertentwicklung von Fonds blieben trotz des volatilen Marktumfelds po-

sitiv. Während Zins- und Kreditrisiken zunehmend Anlass zur Sorge geben, sind die verfügba-

ren Risikoindikatoren derzeit insgesamt weiterhin weitgehend stabil. Das Bewertungsrisiko 

bleibt in den meisten Fondskategorien ein Thema. 

 

• Verbraucher 

Digitale Plattformen haben Privatanlegern den Zugang zu den Märkten erleichtert und be-

einflussen dadurch das Anlageverhalten auf unterschiedliche Weise. Einerseits bevorzugen 

viele Anleger weiterhin passive Produkte für langfristige Investments. Andererseits können 

dieselben Plattformen auch kurzfristiges oder spekulatives Trading erleichtern. Insgesamt 

können der Kontakt mit Inhalten in sozialen Medien und Gamification-Funktionen auf digita-

len Plattformen zu uninformierten oder impulsiven Anlageentscheidungen führen. 

 

Strukturelle Entwicklungen 

• Marktbasierte Finanzierung 

Die IPO-Aktivität blieb in der EU begrenzt, und das Volumen von Folgeemissionen lag unter 

den historischen Durchschnittswerten. Gleichzeitig blieb die Emission von Unternehmensan-

leihen stark, wobei sich das Tempo bei der Emission kurzfristiger Schuldtitel abschwächte 

und die Refinanzierungsrisiken zunahmen. 

 

• Nachhaltige Finanzierung 

Klimapolitische Spannungen und Energiesicherheitsbedenken belasteten weiterhin die Stim-

mung gegenüber ESG-Investments. ESG-Fonds entwickelten sich jedoch uneinheitlich: Fonds 

mit Fokus auf erneuerbare Energien und Transformationsfinanzierung verzeichneten Zu-

flüsse, während der europäische ESG-Anleihemarkt widerstandsfähig blieb – gestützt durch 

die verstärkte Verwendung von Emissionserlösen für erneuerbare Energieprojekte. 

 

• Finanzielle Innovation 

Die Tokenisierung von Aktien befindet sich weiterhin in einem frühen Entwicklungsstadium, 

gewinnt aber an Dynamik. Im Bereich der dezentralisierten Finanzwirtschaft (DeFi) haben 

jüngste Sicherheitsvorfälle erneut Bedenken hinsichtlich der Vernetzung und möglicher 

Übertragungseffekte ausgelöst. Zugleich steigen die Investitionen in KI, insbesondere in KI-

Infrastruktur-Fonds. Auch Quantencomputing zieht verstärkt Investoreninteresse auf sich; 

die Start-up-Finanzierung erreichte 2025 weltweit und in der EU Rekordwerte. 

 

ESMA – Abschlussberichts zur Vereinfachung der Transaktionsbe-

richterstattung und Fahrplan für die Umsetzung eines „Report-

Once“-Ansatzes 

Aslan/ 3548 

Die ESMA hat Anfang Juli ihren Abschlussbericht zur Vereinfachung der Transaktionsbe-

richterstattung veröffentlicht und darin einen klaren Fahrplan für die Umsetzung eines 

„Report-Once“-Ansatzes dargelegt. Die Vorsitzende der ESMA betont die zentrale 

https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/2026-07/ESMA12-1406959660-3235_Final_Report_on_the_Call_for_Evidence_on_a_comprehensive_approach_for_the_simplification_of_financial_transaction_reporting.pdf
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Bedeutung der Transaktionsberichterstattung für die Markttransparenz, die Risikoüberwa-

chung und die Aufdeckung von Marktmissbrauch, weist gleichzeitig auf bestehende Doppel-

gleisigkeiten, die sich aus der Fragmentierung der Meldepflichten, uneinheitlichen Anforde-

rungen und den daraus resultierenden zusätzlichen Belastungen für Marktteilnehmer und 

Aufsichtsbehörden ergeben. Durch die Umsetzung des „Report-Once“-Ansatzes sollen die 

Kosten erheblich reduziert und zugleich die Qualität, Konsistenz und Nutzbarkeit der Daten 

für die Aufsicht verbessert werden. Damit soll ein Beitrag zu stärker integrierten, effizien-

teren und widerstandsfähigeren Kapitalmärkten in der EU geleistet werden. 

 

Laut ESMA zählen häufige und unzureichend aufeinander abgestimmte regulatorische Än-

derungen, Mehrfachmeldungen im Rahmen unterschiedlicher Melde- und Aufsichtsre-

gime sowie beidseitige Meldungen einschließlich der damit verbundenen Abstimmungs- 

und Abgleichprozesse zu den wesentlichen Ursachen für Kosten und Komplexität in der 

Transaktionsberichterstattung. Als Reaktion darauf empfiehlt die Behörde einen stufenwei-

sen Reformansatz, der kurzfristige Entlastungsmaßnahmen mit einer langfristigen struktu-

rellen Neuausrichtung verbindet. Kernstück dieser Strategie ist die Schaffung eines einheit-

lichen, integrierten Rahmens für die Transaktionsberichterstattung, der die Anforderungen 

aus MiFIR, EMIR und SFTR zusammenführt und konsequent auf dem Prinzip „Report Once“ 

basiert. 

 

Dieses integrierte Modell würde es ermöglichen, Transaktionsdaten über eine gemeinsame, 

modulare Meldestruktur einmalig zu übermitteln und gleichzeitig produktspezifische Be-

sonderheiten innerhalb eines einheitlichen Rahmens abzubilden. Die erhobenen Daten 

sollen anschließend behörden- und aufsichtsmandatsübergreifend genutzt werden, 

wodurch redundante Meldungen und doppelte Verarbeitungsprozesse reduziert werden, ohne 

die für eine wirksame Aufsicht erforderliche Informationsgrundlage zu beeinträchtigen. Der 

Bericht stellt damit einen wichtigen Meilenstein im Rahmen der umfassenderen ESMA-Initia-

tive zur Vereinfachung und Entlastung der Berichterstattung (Simplification and Burden Re-

duction – SBR) dar. Diese Initiative verfolgt das Ziel, der zunehmenden Komplexität der re-

gulatorischen Anforderungen sowie den steigenden operativen Kosten im Zusammenhang mit 

den EU-Meldepflichten entgegenzuwirken. 

 

Erhebliche Kosteneinsparungen für Marktteilnehmer: 

Der Bericht stützt sich auf eine umfassende Kosten-Nutzen-Analyse (Cost-Benefit Analysis, 

CBA), die auch eine Studie unter Einbeziehung von Marktteilnehmern umfasst. Die Ergebnisse 

deuten darauf hin, dass die Umsetzung des vorgeschlagenen „Report-Once“-Ansatzes fol-

gende erhebliche wirtschaftliche Vorteile mit sich bringen könnte:  

• jährliche Nettoeinsparungen von 250 Mio. bis 1,0 Mrd. Euro,  

• eine Senkung der wiederkehrenden Kosten um etwa 22 % bis 24 % sowie  

• diskontierte kumulierte Nettovorteile über einen Zeitraum von zehn Jahren in Höhe 

von 1,2 bis 4,9 Mrd. Euro. 

Die für die Umsetzung erforderlichen Investitionen dürften sich innerhalb von drei bis vier 

Jahren amortisieren, sodass die daraus resultierenden Effizienzgewinne anschließend nach-

haltig wirksam werden können. Neben der langfristig angelegten Strukturreform schlägt die 

ESMA eine Reihe von Übergangsmaßnahmen vor, um bereits kurzfristig spürbare Entlastun-

gen zu erzielen. Dazu zählen insbesondere: 

• die Ausweitung der Nutzung delegierter Meldeverfahren,  

https://www.esma.europa.eu/esmas-activities/simplification-and-burden-reduction
https://www.esma.europa.eu/esmas-activities/simplification-and-burden-reduction
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• die Straffung der Verfahren für konzerninterne Ausnahmeregelungen,  

• gezielte Anpassungen auf ESMA-Ebene zur Reduzierung geringwertiger oder doppelter 

Meldepflichten. 

 

Diese Maßnahmen sollen die wesentlichen Kostentreiber adressieren und zugleich sicherstel-

len, dass die bestehenden Meldesysteme mit dem künftigen integrierten Berichtsrahmen 

kompatibel bleiben. 

 

Nächste Schritte: Nach der Veröffentlichung des Abschlussberichts wird die ESMA mit den 

EU-Institutionen über die vorgeschlagenen Empfehlungen beraten. Die Einführung des inte-

grierten „Report-Once“-Ansatzes erfordert gezielte Gesetzesänderungen, eine schrittweise 

Umsetzung und einen inklusiven Dialog mit technischen Experten der Branche, um eine ko-

ordinierte Entwicklung von Meldevorlagen, Datenstandards und einer optimierten Infrastruk-

tur zu ermöglichen. Ziel ist es, den Übergang zu einem effizienteren und stärker harmoni-

sierten europäischen Meldewesen zu unterstützen. 

 

ESMA – Data Day am 24. November 2026 „Daten in der Spar- und 

Investitionsunion – von der Belastung zur Chance“ 

Ortner/3857 

Die ESMA veranstaltet am 24. November 2026, von 9:00 bis 17:00 Uhr, in Paris einen Data 

Day zum Thema „Daten in der Spar- und Investitionsunion – von der Belastung zur Chance“ 

veranstaltet. Im Mittelpunkt sollen Technologie, Datennutzung und die Vereinfachung der 

Meldepflichten stehen. 

 

Aufbauend auf dem Erfolg der ersten Ausgabe soll die Veranstaltung „Daten in der Spar- und 

Investitionsunion – von der Belastung zur Chance“ über 200 Branchenvertreter, Aufsichtsbe-

hörden und andere Interessengruppen zusammenbringen, um wichtige Entwicklungen im Be-

reich der aufsichtsrechtlichen Berichterstattung und der Offenlegungspflichten sowie die 

Rolle von Daten bei der Unterstützung einer effektiveren Aufsicht und einer weiteren In-

tegration der Kapitalmärkte in der gesamten Europäischen Union zu erörtern. 

 

Auf der Tagesordnung der ganztägigen Veranstaltung stehen parallele Sitzungen zu verschie-

denen strategischen Initiativen, darunter Vereinfachung und Entlastung, Meldung von Finanz-

transaktionen, integrierte Fondsberichterstattung, der European Single Access Point (ESAP) 

und die Überwachung von Krypto-Vermögenswerten. 

 

ESMA – Statement zu den Vorbereitungen für T+1: wichtige Fristen 

und Maßnahmen 

Ortner/3857 

Die ESMA hat Ende Juli ein Statement veröffentlicht, in dem sie die Unternehmen auffordert, 

ihre Vorbereitungen im Vorfeld der T+1-Abrechnungsfristen abzuschließen. In dem Statement 

hebt die ESMA wichtige Fristen und Maßnahmen hervor, um den Übergang zu einem T+1-

Abwicklungszyklus auf den EU-Finanzmärkten vorzubereiten. 

 

https://www.esma.europa.eu/press-news/hearings/data-day-2026
https://www.esma.europa.eu/press-news/hearings/data-day-2026
https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/2026-09/Data_day_2026_-_Agenda.pdf
https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/2026-07/ESMA74-2119945926-3773_T_1_statement.pdf
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Da die Umstellung auf einen T+1 Abwicklungszyklus für den 11. Oktober 2027 geplant ist, 

betont die ESMA, dass das Jahr 2026 für die Marktteilnehmer entscheidend ist, um ihre Vor-

bereitungen abzuschließen. Das Statement umreißt wichtige Meilensteine, darunter die 

erste regulatorische Frist am 7. Dezember 2026 für Zuteilungs- und Bestätigungsverfahren. 

Die Marktteilnehmer werden von der ESMA dazu angehalten, ihre eigene Bereitschaft vorzu-

bereiten und zu testen sowie die Bereitschaft ihres gesamten Ökosystems entlang der ge-

samten Handels- und Abwicklungskette zu überprüfen. 

 

Marktteilnehmer müssen die vollständige Compliance spätestens bis zu den folgenden Zeit-

punkten sicherstellen: 

• 7. Dezember 2026: Anforderungen zur Verbesserung von Post-Trade-Prozessen ins-

besondere beim Austausch von Allokationen und Bestätigungen. Dies betrifft sowohl 

die zeitliche Abwicklung als auch die standardmäßige Verwendung internationaler 

Kommunikationsstandards. 

• 11. Oktober 2027: Anforderungen zur Optimierung der Abwicklungsebene einschließ-

lich der rechtzeitigen Übermittlung von Abwicklungsinstruktionen an Wertpapierab-

wicklungssysteme. Zudem sollen bestimmte Funktionen bei Zentralverwahrern (CSDs) 

flächendeckend eingeführt werden, wie etwa: automatische Teilabwicklung, Hold & 

Release-Funktionen, automatische Besicherung 

 

EZB – Leitfaden zur harmonisierten Umsetzung der T+1 Anforderun-

gen für Corporate Events 

Ortner/3857 

Die EZB hat Ende Juli einen Leitfaden zur harmonisierten Umsetzung der T+1 Anforderungen 

für Corporate Events veröffentlicht. Dieser wurde im Rahmen der Advisory Group on Market 

Infrastructures for Securities and Collateral (AMI-SeCo) durch die Corporate Events Group 

(CEG) erarbeitet. Der Leitfaden ergänzt die Informationen zu Corporate Events, die in Ab-

schnitt 4.7 der High-Level Roadmap (HLMR) enthalten sind.  

 

In dem Leitfaden empfiehlt die EZB eine Harmonisierung der Abwicklung von Corporate 

Events (Dividenden, Fusionen, öffentliche Angebote usw.) zwischen Marktinfrastrukturen und 

Finanzintermediären. Das Dokument enthält eine detaillierte Erläuterung der neuen Regeln 

für wichtige Termine im Zusammenhang mit Corporate Events sowie für die Mechanismen 

zur Verwaltung noch nicht abgewickelter Transaktionen („market claims“, „transforma-

tions“, and „buyer protection“), damit diese Prozesse an den T+1-Zyklus angepasst werden 

können.  

Zudem empfiehlt der Leitfaden den Emittenten, soweit möglich, zwischen dem 4. und 15. 

Oktober 2027, also während der Umstellungsphase auf das neue System, keine Corporate 

Events anzukündigen. 

 

Hintergrund  

Am 18. November 2024 veröffentlichte die ESMA einen Bericht zur Bewertung einer Verkür-

zung des Wertpapierabwicklungszyklus in der Europäischen Union. Darin wurde empfohlen, 

den Übergang zu einem T+1-Abwicklungszyklus in der EU am 11. Oktober 2027 umzuset-

zen. Der Bericht hob zudem die Notwendigkeit hervor, die Prozesse für Corporate Events im 

Hinblick auf diesen Schritt stärker zu standardisieren und zu automatisieren. 

https://www.ecb.europa.eu/press/intro/publications/pdf/ecb.amiseco202603_t1corporateevents.en.pdf
https://eu-t1.eu/wp-content/uploads/2025/11/high-level_roadmap_eu_t1-1.pdf
https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/2024-11/ESMA74-2119945925-1969_Report_on_shortening_settlement_cycle.pdf
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Die CEG der AMI-SeCo ist für den Arbeitsbereich Corporate Events zuständig und bringt ihr 

Fachwissen sowie ihre Empfehlungen in die T+1-Governance-Struktur ein. Im Juni 2025 ver-

öffentlichte das EU T+1 Industry Committee eine High-Level Roadmap für den Übergang 

zu T+1. (siehe anbei unsere diesbezügliche Aussendung) Auf Grundlage der Beiträge der CEG 

enthält diese Roadmap Einzelheiten zu den notwendigen Änderungen, die erforderlich sind, 

um die Automatisierung der Verarbeitung von Corporate Events im Hinblick auf die Umstel-

lung auf T+1 weiter zu erhöhen. 

 

ESMA – Meldeanweisungen und XML-Schema für die wöchentliche 

Meldung von Positionen in Warenderivaten sind am 3. September 

2026 in Kraft getreten 

Aslan/3548 

Bekanntlich hat die ESMA Ende März 2026 die Verschiebung der Einführung der neuen Lö-

sung für die wöchentliche Meldung von Positionen in Warenderivaten angekündigt. Ur-

sprünglich war vorgesehen, das neue XML-Schema sowie die neuen Meldeanweisungen ab 

dem 1. April 2026 anzuwenden. Die ESMA hat dann am 14. August bekannt gegeben, dass der 

neue Rahmen für die wöchentliche Meldung von Positionen in Warenderivaten am 3. 

September 2026 in Kraft treten wird. Seit dem 3. September sind Marktteilnehmer ver-

pflichtet, ihre wöchentlichen Positionsmeldungen gemäß den aktualisierten Anforderungen, 

technischen Spezifikationen und Validierungsregeln der XML-Schema-Version v2.0 einzu-

reichen. 

 

Nach der ursprünglichen Ankündigung und der Entscheidung zur Verschiebung der Einführung 

wurde die zusätzliche Zeit für technische und operative Vorbereitungen genutzt, um einen 

reibungslosen Übergang zu den neuen Meldeverfahren sicherzustellen. Die aktualisierte 

technische Dokumentation, einschließlich der Meldeanweisungen und des XML-Schemas, 

steht nun zur Verfügung, um die Marktteilnehmer bei der Umsetzung der neuen Anforderun-

gen zu unterstützen. 

 

ESMA – Zulassung EuroCTP als Consolidated Tape Provider für Ak-

tien und ETFs 

Aslan/ 3548 

Die ESMA hat EuroCTP B.V. als Consolidated Tape Provider (CTP) für Aktien und ETFs 

zugelassen. Das konsolidierte Tape (CT) wird Marktdaten aus europäischen Handelsplätzen 

bündeln, um Transparenz auf den Kapitalmärkten zu fördern. Privatanleger, Wissenschaftler, 

zivilgesellschaftliche Organisationen und Aufsichtsbehörden erhalten kostenlosen Zugang zu 

den Daten. Andere Nutzer können diese gegen eine angemessene Gebühr für interne Zwecke 

sowie gegenüber ihren Kunden nutzen. 

 

Für die Fertigstellung der technischen und operativen Vorbereitungen hat ESMA eine Über-

gangsfrist bis zum 30. September 2026 eingeräumt. Anschließend wird EuroCTP den Aktien- 

und ETFs-CT für einen Zeitraum von fünf Jahren unter der direkten Aufsicht der ESMA gemäß 

dem MiFIR-Rahmen betreiben. Die ESMA ruft Datenlieferanten und Marktteilnehmer dazu 

auf, weiterhin eng mit EuroCTP zusammenzuarbeiten, um einen reibungslosen und fristge-

rechten Start des neuen europäischen CT sicherzustellen. 

https://www.esma.europa.eu/press-news/esma-news/esma-provides-updated-instructions-weekly-commodity-derivative-position
https://www.esma.europa.eu/press-news/esma-news/postponement-rollout-commodity-derivatives-weekly-position-reporting
https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/2025-09/ESMA65-955014868-14991_CODER_Weekly_Position_Data_Reporting_Instructions.pdf
https://www.esma.europa.eu/document/xml-schema-commodities-derivates-weekly-reporting-version-20
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Recht, Regulierung und Steuern 

Zukunftsdepot & Zukunftsfonds 

Moser/4335 

Am 31. August hat Bundeskanzler Christian Stocker im Rahmen seines Sommergespräches 

erstmals das Zukunftsdepot als geplante Maßnahme angekündigt und damit den Startschuss 

für den weiteren Diskurs gegeben. 

 

Beim Zukunftsdepot sollen Eltern ab der Geburt eines Kindes jährlich bis zu 5.000 Euro 

kapitalertragsteuer- und gebührenfrei in Wertpapieren veranlagen können, entnehmbar ab 

dem 18. Geburtstag; ein staatliches Startguthaben von bis zu 500 Euro ist ebenfalls im Ge-

spräch. Details sind zwischen den Koalitionspartnern aktuell aber noch offen. Die Bundes-

sparte hat sich bereits im Vorfeld mit einem Positionspapier zur Vorsorge junger Menschen 

in den Prozess eingebracht. 

Grundsätzlich sind alle Modelle, die Menschen näher an den Kapitalmarkt bringen, zu unter-

stützen. Entscheidend ist, dass die Ausgestaltung des Zukunftsdepots sowohl aus Sicht der 

Banken und Versicherungen aber auch aus Sicht der Kundinnen und Kunden attraktiv und 

zugleich praktikabel ist. Entsprechend unseres Positionspapiers sollten daher Veranlagungen 

in eine möglichst breite Palette an regulierten Kapitalmarktprodukten sowie Lebensversi-

cherungen ermöglicht werden. Außerdem sollten darauf aufbauend auch Möglichkeiten zur 

Veranlagung über die Volljährigkeit hinaus (z.B. durch Umwandlung in ein attraktives Pensi-

onsvorsorgemodell) geprüft werden. 

 

Mit dem Zukunftsfonds2 soll parallel, nach dänischem Vorbild, ein staatlicher Kapitalstock 

aufgebaut werden: Rund die Hälfte der im Doppelbudget 2027/28 veranschlagten Dividenden 

aus Bundesbeteiligungen (insgesamt rund 1,4 Mrd. Euro jährlich), also rund 600 bis 

800 Mio. Euro pro Jahr, sollen langfristig am Kapitalmarkt veranlagt werden. Über 25 bis 40 

Jahre soll so ein Kapitalstock von rund 100 Mrd. Euro entstehen, aus dem in weiterer Folge 

jährlich rund 5 Mrd. Euro zur Ergänzung – nicht zum Ersatz – des Umlageverfahrens zur Ver-

fügung stehen könnten. 

Als Bundessparte bringen wir uns weiterhin gemeinsam aktiv in die Diskussionen zu beiden 

Vorhaben ein. 

 

21. Sanktionspaket  

Ortner/3857 

Das 21. Sanktionspaket wurde am 23.7.2026 durch den Rat der EU beschlossen. Die EU ver-

schärft hiermit die Sanktionen gegen Russlands Energiebranche, Finanzsektor und Krypto-

dienstleister. Das Paket beinhaltet restriktive Maßnahmen gegen Russland und Belarus. 

 

Es umfasst weitreichende wirtschaftliche Sanktionen gegen jene Sektoren, die den größten 

Einfluss auf die russische Wirtschaft und ihre Fähigkeit haben, den Angriffskrieg gegen die 

 
2 Anmerkung: nicht zu verwechseln mit dem Zukunftsfonds der Republik Österreich zur Förderung von Projekten, 

die dem Gedenken der Opfer des NS-Regimes und zur Förderung der Achtung der Menschenrecht dienen. Wir 

gehen davon aus, dass es sich bei der Bezeichnung „Zukunftsfonds“ in erster Linie um einen Arbeitstitel für einen 

österreichischen Staatsfonds handelt 

https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2026/07/23/21st-package-of-sanctions-eu-hits-russian-energy-financial-services-and-crypto-hard/
https://www.zukunftsfonds-austria.at/
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Ukraine fortzuführen. Es zielt darauf ab, die russische Wirtschaft und Kriegsmaschinerie wei-

ter zu schwächen.  

 

Darüber hinaus enthält das Paket die umfangreichste Runde individueller Sanktionen der 

letzten vier Jahre. Insgesamt wurden 218 neue Listungen vorgenommen. 

 

Die beschlossenen Maßnahmen umfassen: 

• Sanktionen gegen 48 Einzelpersonen und 170 Organisationen bzw. Unternehmen  

• Eine Aussetzung der automatischen Anpassung des Ölpreisdeckel-Mechanismus bis 

zum 15. Juli 2027  

• Ein Hafenzugangsverbot für weitere 41 Schiffe der russischen Schattenflotte  

• Die Möglichkeit, Transaktionen mit gelisteten Raffinerien in Russland und in Nicht-

EU-Staaten zu untersagen  

• Eine Meldepflicht für den Verkauf von LNG-Tankern (Flüssigerdgas-Tankern) sowie die 

Möglichkeit, neue Sanktionen gegen deren Verkauf an russische Staatsangehörige und 

Unternehmen einzuführen  

• Ein Transaktionsverbot für 33 weitere russische Kredit- und Finanzinstitute sowie für 

vier Banken mit Sitz in Drittstaaten  

• Ein Transaktionsverbot für 14 Krypto-Dienstleistungsplattformen mit Sitz in Drittstaa-

ten  

• Die Schaffung der rechtlichen Grundlage für ein Visumverbot für aktive und ehema-

lige Angehörige der russischen Streitkräfte  

• Verschärfte Ausfuhrbeschränkungen für Güter und Technologien mit doppeltem Ver-

wendungszweck (Dual-Use-Güter) gegenüber 51 weiteren Unternehmen, von denen 

einige in Drittstaaten ansässig sind. 

 

Die entsprechenden Verordnungen zur Änderung der bestehenden EU-Sanktionen gegen Russ-

land und Belarus wurden bereits im Amtsblatt der EU veröffentlicht, zudem hat  

Zusätzlich zu diesem Sanktionspaket hat der Rat am 13. Juli eine Reihe weiterer restriktiver 

Maßnahmen beschlossen. 

Ergänzend hat die Europäische Kommission im Juli ein Q&A veröffentlicht. 

 

EU-Kommission: European Affordable Housing Act & Call for Evi-

dence zum Housing Simplification Package 

Ortner/3857 | Moser/4335 

Am 9. September 2026 hat die Europäische Kommission ihren Vorschlag für den Affordable 

Housing Act vorgelegt, begleitet von einer Empfehlung zur Leistbarkeit und zum Angebot von 

Wohnraum in Gebieten mit hohem Wohnungsdruck. Ziel ist es, Mitgliedstaaten und Städte 

dabei zu unterstützen, die Verfügbarkeit und Erschwinglichkeit von Wohnraum in besonders 

angespannten Regionen zu sichern – ohne den EU-Binnenmarkt zu beeinträchtigen oder das 

Subsidiaritätsprinzip zu verletzen. 

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/qanda_26_1686
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Der Act schafft erstmals einen gemeinsamen europäischen Rahmen, um wohnungspolitische 

Maßnahmen zu bewerten, die sich auf den Binnenmarkt auswirken. Die Entscheidungshoheit 

bleibt jedoch bei den nationalen, regionalen und lokalen Behörden. 

 

1. Identifikation von Problemgebieten 

Behörden sollen Gebiete mit hohem Wohnungsdruck („areas under housing stress“) an-

hand einer gemeinsamen Methodik identifizieren. Maßnahmen – etwa Beschränkungen 

für Kurzzeitvermietungen – müssen zielgerichtet, erforderlich und verhältnismäßig sein 

sowie durch Daten gestützt werden. 

2. Regeln für Kurzzeitvermietungen 

• Beschränkungen sind nur zulässig, wenn nachweislich: 

• Kurzzeitvermietungen den langfristigen Wohnungsbestand verringern (z. B. durch ge-

werbliche Nutzung). 

• Über mindestens drei Jahre negative Auswirkungen auf die Wohnraumverfügbarkeit 

bestand. 

• Weniger einschneidende Maßnahmen nicht ausreichen. Zudem müssen Behörden die 

EU-Verordnung zu Kurzzeitvermietungen (Registrierung, Sperrung nicht-konformer In-

serate) anwenden. 

3. Rahmen für Zweitwohnsitze und Leerstand 

• Maßnahmen gegen längerfristigen Leerstand müssen gerechtfertigte Leerstandszei-

ten berücksichtigen. 

• Bedingungen für den Erwerb von Wohnimmobilien dürfen nicht rückwirkend gelten 

und erfordern Übergangsregelungen. 

 

Die Kommission empfiehlt: 

• Schnellere Planungs- und Genehmigungsverfahren für Neubau, Renovierung und Um-

nutzung 

• Erleichterte Investitionen in Wohnraum 

• „Housing Acceleration Plans“ zur Bündelung von Maßnahmen in Hochdruckgebieten 

 

Hintergrund und nächste Schritte 

Der Act ist Teil des European Affordable Housing Plan (verabschiedet am 16. Dezember 2025) 

und ergänzt die EU-Verordnung zu Kurzzeitvermietungen (seit Mai 2026 anwendbar). Laut 

Eurobarometer sehen über 50 % der Stadtbewohner die Wohnsituation als dringendes Prob-

lem. Der Act soll Rechtssicherheit für Behörden und Investoren schaffen. 

Parallel läuft seit Juli 2026 ein Call for Evidence zum Housing Simplification Package, das bis 

Q2 2027 in einen Legislativvorschlag münden soll. Dieses Paket zielt auf Vereinfachung von 

Rechtsvorschriften ab, um das Wohnungsangebot zu erhöhen und Kosten zu senken. 

 

Der Verordnungsvorschlag wird nun im ordentlichen Gesetzgebungsverfahren von Parlament 

und Rat behandelt. Die Kommission arbeitet weiterhin mit Mitgliedstaaten und Stakeholdern 

an der Umsetzung des European Affordable Housing Plan. 
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Weiterführende Informationen: 

• Questions and answers on the Affordable Housing Act 

• Factsheet 

• Proposal for a Regulation establishing a framework for measures in Member States to 

safeguard housing affordability and availability 

• Commission Recommendation on housing affordability and supply in areas under hous-

ing stress 

• Making housing affordable - Housing - European Commission 

• European Affordable Housing Plan 

 

CBCR-Veröffentlichungsgesetz 

Ball-Bürger/3132 

Mit dem CBCR-Veröffentlichungsgesetz (CBCR-VG) wurde die EU-Richtlinie zur Offenlegung 

von Ertragssteuerinformationen durch bestimmte Unternehmen und Zweigniederlassungen 

in nationales Recht umgesetzt. Betroffen sind multinationale Unternehmensgruppen mit kon-

solidierten Umsatzerlösen von über 750 Mio. Euro in zwei aufeinanderfolgenden Geschäfts-

jahren, für Wirtschaftsjahre, die nach dem 21. Juni 2024 beginnen. Die Offenlegungsfrist 

beträgt grundsätzlich zwölf Monate. Erste Fristen enden 2026. 

 

AMLA – Anti Money Laundering Authority 

Ortner/3857 

Jahresbericht 2025 

Die AMLA hat Mitte Juli bei einer öffentlichen Anhörung des Ausschusses für Wirtschaft und 

Währung (ECON) und des Ausschusses für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres (LIBE) 

des Europäischen Parlaments den konsolidierten jährlichen Tätigkeitsbericht 2025 der Be-

hörde vorgestellt. Dieser bietet einen Überblick über die institutionelle Entwicklung der 

AMLA und die im Jahr 2025 erzielten Fortschritte in ihren Kernaufgaben: die Entwicklung des 

einheitlichen EU-Regelwerks, die Stärkung der AML/CFT-Aufsicht und die Förderung der Zu-

sammenarbeit zwischen den Finanzermittlungsstellen. 

 

Finaler Entwurf ITS zur Zusammenarbeit innerhalb des AML/CFT-Aufsichtssys-

tems für die Zwecke der direkten Aufsicht gem. Art 15 Abs 3 AMLAR 

Die AMLA hat Ende Juli den Final Report zu den technischen Durchführungsstandards (ITS) 

zur Zusammenarbeit innerhalb des AML/CFT-Aufsichtssystems für die Zwecke der direk-

ten Aufsicht gem. Art 15 Abs 3 AMLAR veröffentlicht. Die finalen Entwürfe legen die Zu-

sammenarbeit zwischen der AMLA, als europäische Aufsichtsbehörde, und den nationalen 

Finanzaufsichtsbehörden bei der Auswahl und direkten Beaufsichtigung grenzüberschreitend 

tätiger Finanzinstitute in der EU fest. Die Standards regeln insbesondere die Auswahl der 

beaufsichtigten Institute, den Übergang von Aufsichtszuständigkeiten zwischen nationaler 

und europäischer Ebene sowie die Zusammenarbeit von AMLA und den nationalen Aufsichts-

behörden. Die Bundessparte hat sich an der Konsultation der AMLA zu dem Entwurf ITS be-

teiligt. 

 

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/qanda_26_1793
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/fs_26_1794
https://housing.ec.europa.eu/document/35c4d242-60cb-408e-8a96-6ddf8ad18a70_en
https://housing.ec.europa.eu/document/35c4d242-60cb-408e-8a96-6ddf8ad18a70_en
https://housing.ec.europa.eu/document/1306dfef-fdb8-4cb2-93ce-265336891ef3_en
https://housing.ec.europa.eu/document/1306dfef-fdb8-4cb2-93ce-265336891ef3_en
https://housing.ec.europa.eu/index_en
https://housing.ec.europa.eu/document/756915b5-d1b1-4bde-ac82-03532d2d3d90_en
https://www.amla.europa.eu/document/download/d126651b-59ba-403a-bc51-a92d14112e08_en?filename=Consolidated_Annual_Activity_Report_2025.pdf
https://www.amla.europa.eu/document/download/523b7780-4035-40c4-9d64-f1947ca0259a_en?filename=Final%20report%20-%20ITS%20under%20Article%2015%283%29%20AMLAR.pdf
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Harmonisierte Aufsicht in der EU  

Es soll eine harmonisierte Aufsicht in der EU sichergestellt werden. Ab 2028 wird AMLA be-

stimmte besonders bedeutende grenzüberschreitend tätige Finanzinstitute auf Gruppen-

ebene direkt beaufsichtigen. Bisher lag diese Aufsicht ausschließlich bei den nationalen Be-

hörden. Die neuen Standards sollen sicherstellen, dass die Aufsicht auch bei einem Wechsel 

der Zuständigkeit zwischen nationaler und europäischer Ebene einheitlich und ohne Unter-

brechungen erfolgt. 

 

Klare Regeln für Auswahl und Beaufsichtigung 

Die Standards sehen ein klar strukturiertes Verfahren zur Auswahl der von AMLA direkt be-

aufsichtigten Institute vor. Dabei erheben und prüfen die nationalen Aufsichtsbehörden die 

erforderlichen Daten, während AMLA die Risikobewertung durchführt und die endgültige Aus-

wahl trifft. Die Ergebnisse werden anschließend auf der Website von AMLA veröffentlicht. 

Wechselt ein Institut in die direkte Aufsicht von AMLA oder zurück in die Zuständigkeit einer 

nationalen Behörde, muss die bislang zuständige Aufsicht der neuen Behörde die vollständige 

Aufsichtshistorie des Instituts übermitteln. Dadurch sollen Informationsverluste und Auf-

sichtslücken vermieden werden. 

 

Enge Zusammenarbeit mit nationalen Aufsichtsbehörden 

Die Standards wurden in enger Abstimmung mit den nationalen Aufsichtsbehörden entwickelt 

und folgen dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit. Detaillierte Daten müssen von den be-

troffenen Instituten erst dann bereitgestellt werden, wenn sie als potenziell für die direkte 

AMLA-Aufsicht infrage kommen. Können die Aufsichtsbehörden bereits vorab feststellen, 

dass ein Institut die Auswahlkriterien nicht erfüllt, entfällt die Meldepflicht vollständig. 

 

Nächste Schritte 

Die Entwürfe der ITS werden der Europäischen Kommission zur Verabschiedung vorgelegt und 

anschließend im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht. 

 

Nach Annahme durch die Europäische Kommission werden die Standards auf die Datenerhe-

bung und den Auswahlprozess angewendet, die der Aufnahme der direkten AMLA-Aufsicht im 

Jahr 2028 vorausgehen. 

 

FAQs zum Meldepaket zur Ermittlung der vorläufig in Frage kommenden be-

aufsichtigten Unternehmen gem. Entwurf ITS zu Art 15 Abs 3 AMLAR 

Die AMLA hat Ende Juli FAQs zum Meldepaket zur Ermittlung der vorläufig für die direkte 

Aufsicht in Frage kommenden Verpflichteten gem. Entwurf ITS zu Art 15 Abs 3 AMLAR ver-

öffentlicht hat. Das Dokument enthält Antworten auf die am häufigsten gestellten Fragen 

und soll die meldenden Verpflichteten bei den auf nationaler Ebene durchgeführten Daten-

erhebungen unterstützen.  

 

Die FAQs enthalten Fragen, die von den nationalen Finanzaufsichtsbehörden an die AMLA 

herangetragen wurden, und behandeln insbesondere Auslegungsfragen, operative Klarstel-

lungen sowie praktische Aspekte der Umsetzung. Das Dokument soll als Arbeitsunterlage für 

die Vorbereitung der Meldungen dienen und zu einer korrekten und effizienten Berichter-

stattung beitragen. 

https://www.amla.europa.eu/document/download/0a6e81ce-e482-4de3-9941-9b6d36b004eb_en?filename=FAQ%20-%20Data%20Collection%20on%20the%20Identification%20of%20Provisionally%20Eligible%20Obliged%20Entities.pdf
https://www.amla.europa.eu/amla-takes-next-step-toward-2027-selection-entities-direct-supervision_en
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Darüber hinaus können weiterführende Informationen auf der AMLA-Website abgerufen wer-

den: 

• das Meldepaket zur Identifizierung vorläufig für die direkte Aufsicht infrage kom-

mender Verpflichteter (siehe u.a. Aussendung), 

• das Webinar zur Identifizierung aufsichtsrelevanter Verpflichteter. 

 

Weitere Fragen können über die jeweils zuständige nationale Finanzaufsichtsbehörde einge-

bracht werden. Diese werden bei künftigen Aktualisierungen der FAQs berücksichtigt. 

 

Umfrage zu den bisherigen Erfahrungen mit dem bestehenden Rahmenwerk 

für Central Contact Point (CCP) 

Die AMLA hat Anfang August eine Umfrage zu den bisherigen Erfahrungen mit dem beste-

henden Rahmenwerk für zentrale Kontaktstellen (Central Contact Point, „CCP“) gemäß 

Artikel 45 Absatz 9 der Geldwäscherichtlinie (AMLD) sowie der Delegierten Verordnung 

(EU) 2018/1108 gestartet hat. 

 

Die Umfrage ist Teil der Vorbereitungen der AMLA für den bevorstehenden technischen Re-

gulierungsstandard (RTS) gemäß Artikel 41 Absatz 2 der Geldwäscherichtlinie. Ziel ist es, 

praktische Erkenntnisse darüber zu gewinnen, wie der bestehende Rahmen in der EU umge-

setzt wurde. Das Feedback soll der AMLA dabei helfen, die praktische Anwendung der CCP-

Regelungen, deren Wirksamkeit sowie mögliche operative Herausforderungen für Institute 

besser zu verstehen. 

 

Parallel dazu führt die AMLA eine separate Umfrage bei den nationalen zuständigen Behörden 

durch, um aufsichtliche Perspektiven einzuholen. Anbieter von Krypto-Asset-Dienstleistun-

gen (CASPs) sind von dieser Umfrage nicht erfasst, da der bisherige CCP-Rahmen für sie nicht 

galt. 

 

EU-Kommission – geplante Initiative zur jährlichen Aufsichtsgebühr der AMLA: 

neuerliche Veröffentlichung 

Nachdem die EU-Kommission Mitte Juli die ursprüngliche Initiative in Bezug auf die Methode 

zur Berechnung der von der AMLA erhobenen Gebühren und das Verfahren zur Einziehung der 

Gebühren aufgegeben hat, hat diese nun einen neuen Anlauf zu ihrer geplanten Initiative in 

Bezug auf die Methodik zur Berechnung gestartet.  

 

Hintergrund 

Die AMLA wird eine jährliche Aufsichtsgebühr von allen (Gruppen von) Kreditinstituten oder 

(Gruppen von) Finanzinstituten erheben, die in mindestens sechs EU-Mitgliedstaaten tätig 

sind. Diese Gebühr richtet sich nach mehreren Faktoren, darunter die Frage, ob das Unter-

nehmen direkt von der AMLA beaufsichtigt wird, seine Größe und sein Risikoprofil. Die Kom-

mission wurde beauftragt, die genaue Methodik zur Berechnung der Höhe der Gebühr für 

jedes Unternehmen sowie das Verfahren zur Erhebung dieser Gebühren festzulegen. Die öf-

fentliche Konsultation ist für das dritte Quartal 2026 geplant. Die Annahme durch die Kom-

mission ist noch für das vierte Quartal 2026 geplant. 

 

https://www.amla.europa.eu/amla-takes-next-step-toward-2027-selection-entities-direct-supervision_en
https://www.amla.europa.eu/webinar-materials-now-available-identifying-obliged-entities-eligible-direct-supervision_en
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/18112-Methode-zur-Berechnung-der-von-der-Behorde-zur-Bekampfung-der-Geldwasche-AMLA-erhobenen-Gebuhren-und-Verfahren-zur-Einziehung-der-Gebuhren_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/18772--Methodology-for-calculating-fees-levied-by-the-Anti-Money-Laundering-Authority-and-the-procedure-for-collecting-fees_en
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Verjährungsrecht – Fortsetzung der Arbeiten im BMJ gefordert 

Koller/4560 

Die Bundessparte setzt sich weiterhin für eine Reform des Verjährungsrechts ein. Gemeinsam 

mit der Rechtspolitik wurde ein Schreiben an das Bundesministerium für Justiz bzw. Bundes-

ministerin Sporrer vorbereitet, mit dem insbesondere die Fortsetzung der bisherigen Arbeits-

gruppe im BMJ zum Verjährungsrecht eingefordert wird. Eine Rückmeldung des Ministeriums 

steht derzeit noch aus. Ziel bleibt eine ausgewogene und praxistaugliche Reform, die Rechts-

sicherheit schafft und die Interessen von Gläubigern und Schuldnern angemessen berücksich-

tigt. Für die Kredit- und Versicherungswirtschaft sind dabei insbesondere sachgerechte Ver-

jährungsfristen und Übergangsregelungen sowie eine ausgewogene Berücksichtigung der An-

sprüche von Unternehmen und Kund:innen von Bedeutung. Die Bundessparte wird sich wei-

terhin für eine zeitnahe Wiederaufnahme der Arbeiten und eine entsprechende Berücksich-

tigung der Anliegen der Kredit- und Versicherungswirtschaft einsetzen. 

 

EuGH-Verfahren zu Verbraucherkreditverträgen (C-714/26) 

Koller/4560 

Im Zusammenhang mit der EuGH-Rechtsprechung zur Verzinsung mitfinanzierter Entgelte ist 

mit der Rechtssache C-714/26 ein weiteres Vorabentscheidungsverfahren anhängig. Die auf-

geworfenen Fragen knüpfen thematisch an die Entscheidung C-744/24 an und betreffen ne-

ben der Behandlung mitfinanzierter Entgelte insbesondere mögliche Informationspflichtver-

letzungen und deren Rechtsfolgen. 

 

Die Bundessparte hat hierzu gemeinsam mit den Fachverbänden eine Stellungnahme ausge-

arbeitet und dem Bundeskanzleramt übermittelt. Darin wird insbesondere die Position ver-

treten, dass mitfinanzierte Entgelte Teil des kreditierten Kapitals und daher grundsätzlich 

verzinslich sind. Zudem wird hervorgehoben, dass eine spätere Änderung bzw. Fortentwick-

lung der Rechtsprechung nicht rückwirkend zu Informationspflichtverletzungen bei bereits 

abgeschlossenen Kreditverträgen führen sollte. Dabei werden insbesondere die Grundsätze 

der Rechtssicherheit, des Vertrauensschutzes und der Verhältnismäßigkeit betont.  
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Zahlungsverkehr & Digitalisierung 

Digitaler Euro 

Aslan/3548 

Das Gesetzgebungsverfahren zur Einführung des digitalen Euro schreitet weiter voran. Der 

Ausschuss für Wirtschaft und Währung (ECON) des EU-Parlaments hat am 23. Juni 2026 seine 

Position zum Legislativpaket zur einheitlichen Währung verabschiedet. Die angenommenen 

Texte wurden anschließend am 9. Juli im Plenum des EU-Parlaments als Verhandlungs-

mandat des EU-Parlaments bestätigt und bilden damit die Grundlage für die Trilogverhand-

lungen mit dem Rat der EU über den endgültigen Gesetzestext:  

• Position zur Einführung des digitalen Euro 

• Position zur Bereitstellung digitaler Euro-Dienstleistungen durch non-Euro-PSPs 

• Position zu Bargeld als gesetzliches Zahlungsmittel 

Der Rat der EU hatte seine Verhandlungsposition bereits im Dezember 2025 beschlossen (Ein-

führung des digitalen Euro, Bereitstellung digitaler Euro-Dienstleistungen durch non-Euro-

PSPs, Bargeld als gesetzliches Zahlungsmittel). 

 

Die erste Trilogverhandlung fand am 13. Juli 2026 statt und diente dem Austausch über die 

Positionen von EU-Parlament und Rat. Für September sind mehrere technische Triloge sowie 

zwei politische Triloge mit Kommission, Rat und Parlament geplant. Ziel ist ein Abschluss der 

Verhandlungen bis Ende 2026.  

 

Parallel soll die EZB an der technischen Infrastruktur arbeiten und im Laufe der zweiten 

Jahreshälfte 2027 die Pilotphase starten. Dazu wurden 36 Zahlungsdienstleister sowie aus-

gewählte Händler und Mitarbeiter:innen des Eurosystems für die Teilnahme am Pilotprojekt 

zugelassen. 

 

Die Bundessparte steht weiterhin in konstruktivem Austausch mit den Entscheidungsträ-

gern auf nationaler und europäischer Ebene, um die zentralen Anliegen der Kreditwirt-

schaft laufend einzubringen. Zudem ist die Bundessparte Ende August erneut an ausgewählte 

Abgeordnete des EU-Parlaments herangetreten, um auf diese Kernanliegen aufmerksam zu 

machen. 

Für die österreichische Bankenbranche sind unter anderem folgende Aspekte für eine er-

folgreiche Einführung des digitalen Euro wesentlich, die in den Trilogverhandlungen pri-

orisiert werden sollten: 

• Ein niedriges und konstantes Haltelimit für Bürger:innen. Dieses sollte von den 

demokratisch legitimierten Mitgesetzgebern festgelegt werden. Aus Sicht der Kredit-

wirtschaft ist ein niedriges, ausgewogenes Haltelimit notwendig, um die Finanzstabi-

lität zu wahren und zugleich negative Auswirkungen auf die Realwirtschaft zu begren-

zen. Die Verordnung sollte dabei keine Bestimmungen enthalten, die wesentliche 

Grundprinzipien des digitalen Euro relativieren und dadurch die Wirksamkeit des Hal-

telimits beeinträchtigen würden. 

• Wirtschaftlich tragfähiges Kompensationsmodell zur Deckung der erheblichen Kos-

ten, die mit dem digitalen Euro verbunden sind. Dabei müssen alle relevanten Kosten 

berücksichtigt und eine angemessene Gewinnmarge ermöglicht werden, damit es 

https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/A-10-2026-0185_EN.html
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/A-10-2026-0183_EN.html
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/A-10-2026-0184_EN.html
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-16695-2025-INIT/en/pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-16695-2025-INIT/en/pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-16696-2025-INIT/en/pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-16696-2025-INIT/en/pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-16697-2025-INIT/en/pdf
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nicht nur großen internationalen PSPs möglich ist, Digitaler Euro-Dienste profitabel 

anzubieten. 

• Bargeldähnliche Ausgestaltung des digitalen Euro mit klar priorisierten Kernfunktio-

nen. Ein kurzer Katalog an Basisdienstleistungen ist essenziell, damit der digitale Euro 

als Zentralbankgeld wahrgenommen wird und nicht als staatliche Kreditkarte. Zu-

satzfunktionen sollten der Innovationskraft des Marktes überlassen werden, um an 

den Bedürfnissen der Kund:innen ausgerichtete Produkte zu entwickeln.  

• Einschränkung von „Open Funding“, um Wettbewerbsverzerrung zugunsten inter-

nationaler Fin-/BigTechs auf Kosten europäischer Banken zu vermeiden. 

• Kein Zwang für PSPs zur Unterstützung von Drittanbieter-Apps. Es ist politisch ge-

wünscht, dass Banken nicht als bloßer Dienstleister der EZB auftreten, sondern den 

digitalen Euro im eigenen Namen und auf eigene Rechnung ihren Kund:innen anbie-

ten. Dementsprechend sollten sie den digitalen Euro auch über ihre eigenen Apps 

vertreiben dürfen und nicht gezwungen sein, auch Apps der EZB oder eine Vollintegra-

tion in EUDI-Wallets zu unterstützen. 

• Schrittweise Einführung des digitalen Euro in einer ausreichend langen Roll-out-

Phase von mindestens 24 Monaten, um technische Probleme zu vermeiden, das Ver-

trauen der Bürger:innen zu stärken und die Kosten aller Beteiligten zu reduzieren. 

• Der digitale Euro ist eine digitale Retail-Zentralbankwährung. Privatpersonen soll 

die Nutzung von Zentralbankgeld im digitalen Raum ermöglicht werden, dementspre-

chend ist der Verordnungstext auch auf P2P- und P2B-Zahlungen zugeschnitten. Um 

Widersprüche im Verordnungstext zu vermeiden und eine strukturelle Schwächung 

des autonomen europäischen Zahlungsverkehrssystems SEPA zu vermeiden, sollten 

B2B-, G2B-, B2G- und G2C-Anwendungsfälle höchstens als langfristige Option erwähnt 

und nicht bereits zu Beginn ermöglicht werden. 

• Berücksichtigung der bestehenden bewährten europäischen Zahlungssysteme 

(insb. SEPA und private europäische A2A-Bezahllösungen), ohne diese durch regulato-

rische Vorzugsbehandlung des digitalen Euro zu verdrängen. 

 

EPI/WERO: Whitepaper 'Wero in Österreich – das strategische Aus-

hängeschild europäischer Banken' 

Aslan/3548 

Die Syngenio AG, ein unabhängiges IT-Beratungs- und Softwareunternehmen mit Schwerpunkt 

Prozess- und Anwendungsberatung, hat kürzlich das Whitepaper „Wero in Österreich – das 

strategische Aushängeschild europäischer Banken“ veröffentlicht. Es analysiert die Auswir-

kungen von WERO auf österreichische Kreditinstitute sowie auf den Handel. 

 

Mit dem Einstieg von Erste Bank Österreich, Raiffeisen Bank International und den Raiffeisen-

Landesbanken in die European Payment Initiative (EPI) soll die europäische Zahlungslösung 

Wero auch in Österreich eingeführt werden. Die Grundlage dafür soll die EU-Regulierung zu 

Echtzeitüberweisungen schaffen. Das Ziel ist es,  die Kundenschnittstelle im Zahlungsverkehr 

wieder stärker selbst zu besetzen und unabhängiger von internationalen Anbietern zu wer-

den. Die Payment Services Austria (PSA) hat bereits mit der Vorbereitung der Issuing-Support-

Servicierung für Wero für Banken in Österreich und Deutschland gestartet. 

https://syngenio.com/wero-in-oesterreich/
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OeNB-Bericht mit Daten zu den Auswirkungen von Betrug im unba-

ren Zahlungsverkehr in Österreich 

Aslan/3548 

Die OeNB hat im August 2026 einen aktuellen Bericht (Report 2026/22) mit Daten zu den 

Auswirkungen von Betrug im unbaren Zahlungsverkehr in Österreich veröffentlicht, den 

wir Ihnen in der Anlage übermitteln. Dem Bericht zufolge ist die Schadenssumme im Jahr 

2025 gegenüber dem Vorjahr um 17,6 % auf insgesamt 115,4 Millionen Euro gestiegen. Den-

noch entfällt durchschnittlich nur eine von 16.000 Transaktionen auf eine betrügerische Zah-

lung. Von 1.000 bezahlten Euro fließen im Schnitt lediglich 1,6 Cent an Betrüger. 

 

Wesentliche Erkenntnisse 

• Im Jahr 2025 wurden in Österreich rund 351.000 betrügerische Transaktionen re-

gistriert.  

• Die gesamte Schadenssumme stieg gegenüber dem Vorjahr um 17,6 % auf 115,4 Milli-

onen Euro, während das Gesamtvolumen aller unbaren Zahlungen mit rund 7,2 Billi-

onen Euro weitgehend unverändert blieb. 

• Trotz dieses Anstiegs bleibt der Zahlungsverkehr in Österreich im europäischen Ver-

gleich sehr sicher. Bei den meisten Zahlungsarten liegen die heimischen Betrugsra-

ten unter dem EU-Durchschnitt. Eine Ausnahme bilden Überweisungen: Gemessen 

an der Anzahl der Transaktionen ist die Betrugsrate mit 0,004 % doppelt so hoch wie 

im EU-Durchschnitt (0,002 %). Gemessen an der Schadenssumme entspricht Öster-

reich bei Überweisungen hingegen genau dem EU-Durchschnitt (0,001 %). Bei allen 

anderen Zahlungsarten liegen die Werte deutlich darunter. 

• 90 % aller Betrugsfälle entfielen auf Kartenzahlungen.  

• Besonders hohe Schäden entstehen jedoch durch betrügerische Überweisungen. 

Obwohl sie nur rund 9 % der Betrugsfälle ausmachen, verursachen sie mit etwa 89 

Millionen Euro rund 78 % der gesamten Schadenssumme.  

• Hauptursache ist zunehmend Social Engineering, bei dem Opfer durch gezielte Täu-

schung zur Freigabe von Zahlungen verleitet werden. Im Jahr 2025 waren 83 % der 

Verluste aus betrügerischen Überweisungen auf diese Form des Betrugs zurückzufüh-

ren. 

Die OeNB weist darauf hin, dass sich Betrug zunehmend von technischen Angriffen hin zur 

Manipulation von Menschen verlagert. Daher setzt die OeNB verstärkt auf Präventionsmaß-

nahmen und Finanzbildung, um das Bewusstsein für Betrugsrisiken zu stärken und Schäden 

zu vermeiden. 

 

Aus Sicht der Branche bestätigen diese Zahlen, dass der österreichische Zahlungsverkehr 

hochentwickelt und insgesamt sehr sicher ist. Viele Betrugsfälle sind nicht auf ein techni-

sches Versagen oder ein Eindringen in die Sicherheitssysteme der Banken zurückzuführen, 

sondern auf gezielte Täuschung und Manipulation – ein Aspekt, der in der öffentlichen und 

medialen Diskussion häufig zu kurz kommt. Die Bundessparte setzt daher weiterhin darauf, 

hervorzuheben, dass nachhaltiger Konsumentenschutz nur dann wirksam gewährleistet wer-

den kann, wenn technische Sicherheit, Prävention, Aufklärung, sorgfältiges Kundenver-

halten sowie eine enge Zusammenarbeit aller Beteiligten konsequent ineinandergreifen. 

https://www.oenb.at/dam/jcr:cd907b26-1339-4154-98a2-083d5ec8084d/report-2026-22-betrugsdaten.pdf
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EZB – Ergebnisse der Umfrage zur Bargeldakzeptanz bei Unterneh-

men im Euroraum 

Aslan/3548 

Die EZB hat im August die Ergebnisse ihrer jüngsten Umfrage zur Bargeldakzeptanz bei 

Unternehmen im Euroraum veröffentlicht: 

• 92 % der Unternehmen mit stationären Verkaufsstellen akzeptieren Bargeld 

• Bargeldakzeptanz erholt sich nach dem während und nach der Pandemie verzeichne-

ten Rückgang 

• Bargeld wird weiterhin insbesondere aufgrund von Datenschutz und Zuverlässigkeit 

geschätzt, während die Akzeptanz mobiler Zahlungsmethoden deutlich zunimmt. 

 

Im Jahr 2026 gaben 92 % der Unternehmen in den Bereichen Einzelhandel, Gastronomie, 

Hotellerie sowie Kunst, Unterhaltung und Freizeit an, Bargeld an ihren physischen Ver-

kaufsstellen zu akzeptieren. Im Vergleich zu 90 % im Jahr 2024 bestätige dies die Erholung 

der Bargeldakzeptanz nach dem während und unmittelbar nach der Pandemie beobachteten 

Rückgang. Laut der Umfrage bleibt Bargeld das am weitesten verbreitete Zahlungsmittel 

im Euroraum. Die Akzeptanz von Kartenzahlungen blieb zwischen 2024 und 2026 mit 88 % 

weitgehend unverändert. Gleichzeitig habe die Akzeptanz mobiler Zahlungsmethoden deut-

lich zugenommen und stieg im selben Zeitraum von 36 % auf 68 %. 

 

Zugleich berichten 25 % der befragten Unternehmen im Euroraum, Maßnahmen zur För-

derung digitaler Zahlungsformen ergriffen zu haben. Dazu zählen Investitionen in Kassen, 

die bargeldlose Zahlungen ermöglichen, oder die Reduzierung der Anzahl von Kassen mit 

Bargeldannahme. Darüber hinaus haben 13 % der Unternehmen Selbstbedienungskassen 

eingeführt. 

 

Bei der Entscheidung über die Annahme von Zahlungsmitteln nannten Unternehmen vor al-

lem die Präferenzen der Kund:innen, Sicherheitsaspekte sowie die einfache Handhabung als 

maßgebliche Kriterien. Gleichzeitig sehen sie gegenüber digitalen Zahlungsmethoden wei-

terhin wesentliche Vorteile von Bargeld, insbesondere in Bezug auf Datenschutz und Zuver-

lässigkeit. 

 

An der Umfrage nahmen 8.205 Unternehmen aus allen 21 Ländern des Euroraums teil. Die 

Interviews wurden zwischen Februar und April 2026 durchgeführt. 

 

BKA: Information zu Schockanrufen und Accountsicherheit 

Aslan/3548 

Das Bundeskriminalamt (BKA) warnt gemeinsam mit Partnerorganisationen vor der weiterhin 

stark auftretenden Betrugsform der sogenannten „Schockanrufe“. Kriminelle geben sich da-

bei telefonisch als Polizisten, Ärzte, Staatsanwälte oder andere Autoritätspersonen aus und 

setzen vor allem ältere Menschen massiv unter Druck. 

 

Mit dramatischen Geschichten über schwere Unfälle, angebliche Ermittlungen oder medizi-

nische Notfälle versuchen die Täter, Angst und Panik auszulösen. Ziel ist es, Bargeld, 

Schmuck oder andere Wertgegenstände zu erlangen. Die Opfer werden zur absoluten Ver-

schwiegenheit aufgefordert und häufig über Stunden am Telefon gehalten. 

https://www.ecb.europa.eu/press/use-of-cash/html/ecb.uccea202608.de.html
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Das Bundeskriminalamt empfiehlt: 

• Legen Sie bei verdächtigen Anrufen sofort auf. 

• Geben Sie keine Auskunft über Ihre finanziellen Verhältnisse. 

• Kontaktieren Sie Angehörige direkt unter bekannten Telefonnummern. 

• Übergeben Sie niemals Geld oder Wertgegenstände an unbekannte Personen. 

• Verständigen Sie im Zweifel sofort die Polizei unter 133. 

 

Das Bundeskriminalamt stellt gemeinsam mit Partnerorganisationen einfache Präventions-

tipps zu Online-Account-Sicherheit, insbesondere zu starken Passwörtern, Zwei-Faktor-Au-

thentifizierung, Passkeys und dem Umgang mit verdächtigen Nachrichten bereit. Darüber 

hinaus werden einfache Maßnahmen dargelegt, mit denen sich Online-Konten wirksam schüt-

zen lassen. Ebenso wichtig ist das eigene Verhalten: Unerwartete Nachrichten, Links und 

Aufforderungen zur Eingabe von Zugangsdaten sollten immer kritisch geprüft werden. 

 

Das Bundeskriminalamt empfiehlt: 

• Verwenden Sie für jedes Konto ein eigenes, starkes Passwort.  

• Aktivieren Sie Zwei-Faktor-Authentifizierung.  

• Nutzen Sie nach Möglichkeit Passkeys oder einen Passwort-Manager.  

• Klicken Sie nicht unüberlegt auf Links in unerwarteten Nachrichten.  

• Kontrollieren Sie regelmäßig Ihre Kontoaktivitäten und verknüpften Geräte.  

 

Prävention und Aufklärung bleiben die wichtigsten Maßnahmen, um insbesondere ältere Men-

schen vor dieser Form des organisierten Betrugs zu schützen. Österreichs Banken messen der 

Sicherheit ihrer Kundschaft hohe Priorität bei und investieren laufend in umfassende Infor-

mation über aktuelle Betrugsmaschen. 

 

Weiterführende Informationen sind auf der Homepage des  Bundeskriminalamtes / Krimi-

nalprävention ersichtlich: Accountsicherheit - Sicherheit für Ihr Benutzerkonto und Sicher 

vor Betrügereien. 

 

Spannungsverhältnis zwischen DORA und NIS2/NISG 2026  

Aslan/3548 

Bekanntlich tritt das NISG 2026, das nationale Umsetzungsgesetz zur NIS2-Richtlinie, am 

1. Oktober 2026 in Kraft. Für Finanzunternehmen ergeben sich daraus zahlreiche Fragen zum 

Verhältnis zwischen DORA und NIS2 bzw. NISG 2026. Im Rahmen eines gemeinsamen Dialogs 

mit der OeNB, der FMA und dem BMI als zentrale staatliche NIS-Behörde konnten einige Fra-

gestellungen in diesem Zusammenhang aufgeklärt werden.  

 

Für Finanzunternehmen gilt DORA gegenüber der NIS2-Richtlinie bzw. dem NISG 2026 grund-

sätzlich als sektorspezifischer Rechtsakt (lex specialis). Soweit Finanzunternehmen in den 

Anwendungsbereich von DORA fallen, gehen die einschlägigen DORA-Bestimmungen gemäß 

https://urldefense.com/v3/__https:/www.bundeskriminalamt.at/212/internet/accountsicherheit.html__;!!PGotIvYIPIYeuQ!SAeld0yQAZEvi8VmN1WGdSRCPGViVjBG86JTdHazaWhQevik0kg31HalSGNWkqUiDRzbovgjhfpC7TLdCN6uhbY$
https://urldefense.com/v3/__https:/www.bundeskriminalamt.at/212/sicher_in_den_besten_jahren/sicher_vor_betruegereien.html__;!!PGotIvYIPIYeuQ!SAeld0yQAZEvi8VmN1WGdSRCPGViVjBG86JTdHazaWhQevik0kg31HalSGNWkqUiDRzbovgjhfpC7TLda65YNfc$
https://urldefense.com/v3/__https:/www.bundeskriminalamt.at/212/sicher_in_den_besten_jahren/sicher_vor_betruegereien.html__;!!PGotIvYIPIYeuQ!SAeld0yQAZEvi8VmN1WGdSRCPGViVjBG86JTdHazaWhQevik0kg31HalSGNWkqUiDRzbovgjhfpC7TLda65YNfc$
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§ 24 Abs. 7 NISG 2026 den Regelungen des NISG 2026 vor. Die FMA weist darauf hin3, dass für 

Finanzunternehmen, die sowohl der DORA unterliegen als auch als wesentliche oder wichtige 

Einrichtungen im Sinne des NISG 2026 eingestuft sind, insbesondere folgende NISG 2026-

Bestimmungen nicht zur Anwendung gelangen: 

• Governance-Anforderungen (§ 31 NISG 2026), 

• Cybersicherheits-Risikomanagementmaßnahmen (§ 32), 

• Nachweis der Wirksamkeit dieser Maßnahmen (§ 33), 

• Berichtspflichten (§ 34), 

• spezifische Regelungen für Informationsaustausch zw. Finanzunternehmen (§ 36), 

• Aufsichts- und Durchsetzungsmaßnahmen (§§ 38 und 39) sowie 

• einschlägige Verwaltungsstrafbestimmungen (§ 45). 

Im Übrigen bleiben folgende Bestimmungen des NISG 2026 für Finanzunternehmen 

grundsätzlich anwendbar: 

• Einbindung in die nationale Cybersicherheitsstrategie (§ 15 NISG 2026), 

• Zusammenarbeit mit Computer Security Incident Response Teams (CSIRTs) (§§ 8 ff), 

• Mitwirkung beim Management von Cybersicherheitsvorfällen großen Ausmaßes (§ 16) 

sowie im Rahmen von EU-CyCLONe, 

• Pflicht zur Registrierung gemäß § 29 Abs. 2 NISG 2026. 

In Fällen, in denen Finanzunternehmen unter DORA fallen und aufgrund ihrer konkreten Tä-

tigkeit zugleich einem weiteren Sektor nach Anlage 1 oder 2 NISG 2026 zugeordnet werden 

können, gelten DORA und NISG 2026 grundsätzlich nebeneinander. Eine Ausnahme besteht, 

wenn es sich bei der betreffenden Tätigkeit des Finanzunternehmens gemäß DORA um die 

Erbringung von IKT-Dienstleistungen als IKT-Drittdienstleister im Sinne der DORA gegenüber 

anderen Finanzunternehmen handelt. In diesen Fällen gilt DORA auch für diese Tätigkeit und 

die Tätigkeit verbleibt im Aufsichtsberiech der DORA-Behörde. Die einschlägigen DORA-Best-

immungen gehen gemäß § 24 Abs. 7 NISG 2026 auch für diese Tätigkeiten vor. Dies entspricht 

auch der DORA-Q&A 136 3193 der EIOPA. Demnach erstreckt sich der Anwendungsbereich von 

DORA grundsätzlich auf das gesamte Finanzunternehmen und erfasst auch nicht regulierte 

Tätigkeiten, sofern gemeinsame IKT-Systeme und -Prozesse genutzt werden und keine voll-

ständige Trennung besteht.  

 

Nach Auffassung der FMA sind IKT-Drittdienstleister – abgesehen von der vorstehend beschrie-

benen Konstellation, in der ein bereits DORA-pflichtiges Finanzunternehmen selbst IKT-

Dienstleistungen an ein anderes Finanzunternehmen erbringt – gemäß Art. 2 Abs. 2 DORA 

per se nicht als Finanzunternehmen im Sinne der DORA anzusehen. Für sie gilt DORA daher 

grundsätzlich nicht als lex specialis gegenüber dem NISG 2026. Sie unterliegen folglich den 

Verpflichtungen des NISG 2026 einschließlich der dort vorgesehenen Aufsichts- und Durch-

setzungsregelungen. 

 

 
3 Siehe hierzu die „Information der FMA zum Verhältnis zwischen DORA und NIS2/NISG 2026 für Finanzunter-

nehmen“ auf der FMA-DORA-Website unter „FMA-Aktivitäten“ im Abschnitt „FMA-Hinweise“: DORA – FMA-Akti-

vitäten - FMA Österreich (abgerufen am 15.09.2026). 

https://www.fma.gv.at/querschnittsthemen/dora/fma-aktivitaeten-zu-dora/
https://www.eiopa.europa.eu/qa-regulation/questions-and-answers-database/dora-136-3193_en
https://www.fma.gv.at/querschnittsthemen/dora/fma-aktivitaeten-zu-dora/
https://www.fma.gv.at/querschnittsthemen/dora/fma-aktivitaeten-zu-dora/
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Die Bundessparte steht weiterhin in konstruktivem Austausch mit den zuständigen Behörden, 

um weitere Überschneidungsfälle zu klären und mögliche Doppelbelastungen durch DORA 

und NISG 2026 zu vermeiden. Für den Finanzsektor ist dabei von erheblicher Bedeutung, dass 

die Ausnahme nicht auf IKT-Dienstleistungen gegenüber anderen Finanzunternehmen be-

schränkt bleibt, sondern sämtliche nicht regulierten Tätigkeiten eines DORA-pflichtigen 

Finanzunternehmens erfasst, sofern diese auf gemeinsam genutzten IKT-Systemen oder -

Prozessen beruhen und keine vollständige operative Trennung besteht. Darüber hinaus soll-

ten auch konzerninterne IKT-Dienstleister vom Anwendungsbereich des NISG 2026 aus-

genommen werden, sofern sie dem aufsichtsrechtlichen Konsolidierungskreis eines 

DORA-pflichtigen Finanzunternehmens angehören.  

 

Nutzung des KI-Modells „Claude Mythos“ 

Aslan/3548 

Das US-Unternehmen „Anthropic“ hat das KI-Modell „Claude Mythos“ entwickelt. Das Beson-

dere an Claude-Mythos ist, dass eine Vielzahl unentdeckter Sicherheitslücken in Software, 

Betriebssystemen und Netzwerken aufgespürt, analysiert und direkt ausgenutzt werden 

können. Diese KI findet die Sicherheitslücke daher nicht nur, sondern schreibt autonom einen 

funktionierenden Angriffs-Code – und das innerhalb von Stunden und zu minimalen Kosten. 

Anthropic hat Claude Mythos aufgrund der Gefahr des Missbrauchs auch bis dato noch nicht 

offiziell für den Markt freigegeben.  

 

Bisher ist die Nutzung von „Claude Mythos“ lediglich US-amerikanischen Unternehmen vor-

behalten („Project Glasswing“). Europäischen Unternehmen, Banken und Infrastrukturen 

wird bis dato kein Zugriff auf das schlagkräftigste KI-Analyse-Tool der Welt eingeräumt. Vor 

diesem Hintergrund besteht für Europa eine hohe Verwundbarkeit im Bereich der Cyber-

sicherheit und eine missliche Abhängigkeit von den USA. Während US-Unternehmen ihre Sys-

teme in Rekordzeit KI-gestützt schützen können, werden europäische Behörden, Unterneh-

men und kritische Infrastrukturen (Stromnetze, Krankenhäuser) zum bevorzugten Ziel für 

global operierende Cyberkriminelle. Ein Cyberangreifer benötigt durch den Einsatz von 

Claude Mythos auch kein jahrelanges Expertenwissen in Systemarchitektur mehr, um hoch-

komplexe Cyber-Angriffe durchzuführen. Die neuen KI-Modelle stellen somit aufgrund der 

erweiterten Fähigkeiten und gleichzeitigen automatisierten Ausnutzung von Schwachstellen 

enorme Risiken für sämtliche IT-Systeme dar. Im globalen Finanzsystem kann daraus ein 

massives Stabilitätsrisiko erwachsen. So spricht zB das Financial Stability Board (FSB) von 

"neuen und fortgeschrittenen Risiken für die globale Finanzstabilität.“ Auch der Internatio-

nale Währungsfonds (IWF) sieht in KI-Modellen wie „Claude Mythos“ eine Gefahr für das glo-

bale Finanzsystem und warnt vor einem "potenziellen makrofinanziellen Schock". 
 

Um kritische Infrastrukturen, Behörden, Unternehmen und die europäische Kreditwirtschaft 

gegen drohende Cyberangriffe zu schützen, müssen europäische Cybersecurity-Teams mit 

denselben digitalen Werkzeugen ausgestattet sein, die auch potenzielle Angreifer nutzen. 

Um die digitale Souveränität und Verteidigungsfähigkeit der EU in diesem Bereich zu ge-

währleisten, ist der Zugang zu Claude Mythos oder ähnlich mächtigen KI-Modellen für die 

Zwecke der präventiven, raschen Erkennung von potenziellen Angriffszielen von entschei-

dender Bedeutung.  
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Vor diesem Hintergrund ist die Bundessparte im August 2026 an die EU-Kommission her-

angetreten und die Europäische Kommission ersucht, die notwendigen Schritte zu er-

greifen, damit auch europäischen Behörden, der Kredit- und Versicherungswirtschaft 

und anderen EU-Unternehmen Zugriff auf das KI-Modell „Claude Mythos“ sowie auf ver-

gleichbar leistungsfähige KI-Modelle gewährt wird. 

 

Bereits vor dem Sommer fanden Gespräche auf europäischer Ebene mit Anthropic statt. 

Ziel war unter anderem, zumindest der EU-Cybersicherheitsagentur ENISA im Rahmen des 

„Project Glasswing“ Zugang zu Claude Mythos zu ermöglichen, damit die Behörde die Funk-

tionen von Claude Mythos selbst testen und bewerten kann (Bloomberg, Handelsblatt, TNW). 

Darüber hinaus fand am 14. Juli im Ausschuss für Binnenmarkt und Verbraucherschutz (IMCO) 

des EU-Parlaments ein Meinungsaustausch mit Anthropic zu Claude Mythos statt.  

 

Medienberichten zufolge hat ENISA nun nach mehr als dreimonatigen Verhandlungen und 

Gesprächen Zugang zum KI-Modell „Mythos 5“ erhalten und testet dieses leistungsfähige 

KI-Modell (Bloomberg, Euronews). Parallel dazu veröffentlichte Anthropic mit „Claude My-

thos 5.1“ eine weiterentwickelte Version des Modells, die Verbesserungen im Bereich der 

Cybersicherheit aufweist. Für diese neue Version ist ein Zugang der ENISA bislang nicht be-

stätigt. Darüber hinaus gab Anthropic kürzlich einen vierten Sicherheitsvorfall bekannt. 

 

AI Act – Beginn der Durchsetzung von GPAI-Vorschriften und 

neuen Transparenzanforderungen ab dem 2. August 2026 

Aslan/3548 

Am 2. August 2026 hat die EU-Kommission (AI Office) gemeinsam mit den nationalen Behör-

den mit der Durchsetzung der AI-Act-Vorschriften für Anbieter von KI-Modellen mit allgemei-

nem Verwendungszweck (GPAI) begonnen. Gleichzeitig sind neue Transparenzvorschriften für 

Chatbots, Deepfakes und KI-generierte Inhalte in Kraft getreten. Diese verpflichten be-

stimmte KI-Systeme dazu, Nutzer:innen darüber zu informieren, wenn sie mit KI interagieren 

oder wenn Inhalte durch KI generiert bzw. verändert wurden. Darüber hinaus hat die EU-

Kommission eine erste Liste von rund 190 Organisationen veröffentlicht, die den Verhaltens-

kodex für die Transparenz von KI-generierten Inhalten unterzeichnet haben, mit dem die 

Vorschriften über die Transparenz von KI-generierten Inhalten operationalisiert werden. 

 

Nächste Schritte: Der AI-Omnibus verschob die Anwendung der Vorschriften für Hochrisiko-

KI-Systeme (Anhang III) auf den 2. Dezember 2027. Außerdem wurden die Vorschriften für 

Hochrisiko-KI-Systeme, die in regulierte physische Produkte (Anhang I) integriert sind, auf 

den 2. August 2028 verschoben (Maschinen, Spielzeug, Aufzüge usw.). Der AI-Omnibus führt 

neue Verbote für KI-Systeme ein, die nicht einvernehmliche sexuell explizite Inhalte und 

Material über sexuellen Kindesmissbrauch generieren. Diese Vorschriften gelten ab dem 2. 

Dezember 2026. Darüber hinaus tritt am 10. August 2026 die Durchführungsverordnung (EU) 

2026/1755 der EU-Kommission vom 20. Juli 2026 in Kraft. Sie legt detaillierte Vorschriften 

für die Durchführung bestimmter Verfahren der Kommission bei Verstößen gegen die Bestim-

mungen des AI Acts fest.  

 

https://www.bloomberg.com/news/articles/2026-06-01/anthropic-to-give-eu-s-cybersecurity-agency-access-to-mythos
https://www.handelsblatt.com/technik/ki/anthropic-eu-bekommt-zugang-zu-ki-modell-mythos/100229526.html
https://thenextweb.com/news/anthropic-mythos-eu-enisa-cybersecurity-access
https://www.europarl.europa.eu/committees/en/anthropic-invited-to-discuss-ai-safety/product-details/20260708CAN79262
https://www.bloomberg.com/news/articles/2026-09-10/anthropic-gives-eu-access-to-mythos-months-after-model-s-release
https://www.euronews.com/my-europe/2026/09/10/the-eu-got-access-to-anthropics-most-powerful-model-three-months-later
https://digital-strategy.ec.europa.eu/en/policies/regulatory-framework-ai#:~:text=What%20are%20the%20rules%20for%20General%2DPurpose%20AI%20models%3F
https://digital-strategy.ec.europa.eu/en/policies/regulatory-framework-ai#:~:text=What%20are%20the%20rules%20for%20General%2DPurpose%20AI%20models%3F
https://digital-strategy.ec.europa.eu/en/news-redirect/950719
https://digital-strategy.ec.europa.eu/en/policies/code-practice-ai-generated-content
https://digital-strategy.ec.europa.eu/en/policies/code-practice-ai-generated-content
https://digital-strategy.ec.europa.eu/en/news/ai-omnibus-enters-force
https://eur-lex.europa.eu/eli/reg_impl/2026/1755/oj/eng
https://eur-lex.europa.eu/eli/reg_impl/2026/1755/oj/eng
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ESA – Stärkere Governance und einheitliche Aufsicht zur Begren-

zung von IKT-Risiken durch Frontier AI Models 

Aslan/3548 

Die Europäischen Aufsichtsbehörden (EBA, EIOPA und ESMA – die ESAs) haben Anfang August 

2026 eine gemeinsame Erklärung veröffentlicht, in der sie zu einem sektorübergreifenden, 

risikobasierten und einheitlichen Aufsichtsansatz aufrufen, um IKT-Risiken im Zusam-

menhang mit „Frontier AI Models“ wirksam zu begrenzen. 

 

Die Erklärung berücksichtigt bestehende regulatorische Anforderungen, den Aktionsplan der 

EU-Kommission zu Cybersicherheit und Künstlicher Intelligenz sowie aktuelle Veröffentli-

chungen des Europäischen Ausschusses für Systemrisiken (ESRB), der europäischen Agentur 

für Cybersicherheit (ENISA), des Einheitlichen Aufsichtsmechanismus (SSM) und weiterer zu-

ständiger Behörden. In der Erklärung skizzieren die ESAs Maßnahmen, mit denen Finanzun-

ternehmen ihre operationelle Resilienz gegenüber Cyberrisiken stärken können, die sich aus 

dem Einsatz von Frontier-KI-Modellen ergeben. Besonderes Augenmerk liegt auf der Präven-

tion, Erkennung und wirksamen Steuerung dieser Risiken. 

 

Die ESAs betonen zudem die Bedeutung robuster Governance- und Risikomanagementrah-

men, um Cyberrisiken im Zusammenhang mit Frontier-KI-Modellen angemessen zu identifi-

zieren, zu bewerten und zu begrenzen. Darüber hinaus informiert die Erklärung über lau-

fende und geplante DORA-Aufsichtsaktivitäten gegenüber kritischen IKT-Drittdienstleistern 

(Critical ICT Third-Party Providers – CTPPs), die ebenfalls zur Bewältigung dieser Risiken bei-

tragen sollen. Finanzunternehmen und zuständige Behörden werden ermutigt, die Erklärung 

als Grundlage für den aufsichtlichen Dialog zu nutzen und dabei bestehende aufsichtliche 

Erwartungen zu berücksichtigen. Ein solcher Ansatz soll dazu beitragen, die Widerstandsfä-

higkeit des europäischen Finanzsystems gegenüber den Risiken neuer KI-Technologien nach-

haltig zu stärken.  

 

Ein IMF-Blog vom 7. Mai 2026 fordert angesichts zunehmender KI-gestützter Cyberangriffe 

eine Stärkung der operativen Resilienz, der Aufsicht und der internationalen Zusammenar-

beit, um die Finanzstabilität zu sichern. 

 

EU-Kommission – Leitlinien zu Transparenzpflichten für Anbieter und 

Betreiber von KI-Systemen gemäß Artikel 50 AI-Act 

Aslan/3548 

Unter Berücksichtigung der Rückmeldungen aus der Konsultation vom Mai 2026 hat die EU-

Kommission gestern die finalen Leitlinien zu den Transparenzpflichten für Anbieter und 

Betreiber von KI-Systemen veröffentlicht, um einheitliche Einhaltung der Transparenz-

pflichten in der EU sicherzustellen. Diese Transparenzpflichten gelten ab dem 2. August 

2026. Diese Leitlinien sollen als praktische Leitlinien dienen, um die zuständigen Behörden 

sowie die Anbieter und Betreiber von KI-Systemen dabei zu unterstützen, die Einhaltung der 

Transparenzpflichten nach Artikel 50 des AI Acts in kohärenter, wirksamer und einheitlicher 

Weise sicherzustellen. Die EU-Kommission hat diese Leitlinien parallel zum Verhaltenskodex 

für die Kennzeichnung und Kennzeichnung von KI-generierten Inhalten ausgearbeitet. In den 

Leitlinien wird der Umfang der rechtlichen Verpflichtungen präzisiert und auf Aspekte ein-

gegangen, die nicht unter den Kodex fallen.  

https://www.eba.europa.eu/sites/default/files/2026-07/9c0d597c-79ff-482f-a3fe-d9ad66e96bac/JC%202026%2025_ESA%20Statement%20on%20frontier%20AI%20models_.pdf
https://digital-strategy.ec.europa.eu/de/library/eu-action-plan-cybersecurity-and-artificial-intelligence
https://digital-strategy.ec.europa.eu/de/library/eu-action-plan-cybersecurity-and-artificial-intelligence
https://www.esrb.europa.eu/pub/pdf/warnings/esrb.warning260625_on_systemic_cyber_risks_stemming_from_frontier_ai_models~ef424708cf.en.pdf
https://www.enisa.europa.eu/sites/default/files/2026-07/ENISA%20view%20on%20cybersecurity%20in%20the%20frontier%20AI%20era_en_0.pdf
https://www.bankingsupervision.europa.eu/press/letterstobanks/shared/pdf/2026/ssm.2026_letter_on_AI_enabled_cybersecurity_threats.en.pdf
https://www.imf.org/en/blogs/articles/2026/05/07/financial-stability-risks-mount-as-artificial-intelligence-fuels-cyberattacks
https://digital-strategy.ec.europa.eu/en/policies/code-practice-ai-generated-content
https://digital-strategy.ec.europa.eu/en/policies/code-practice-ai-generated-content
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Versicherungen, Pensions- und Vorsorgekassen 

Stärkung der betrieblichen Altersvorsorge 

Ball-Bürger/3132 

Die Novelle zur Stärkung der betrieblichen Altersvorsorge wurde am 9. September 2026 samt 

Abänderungsantrag und ergänzendem Gesetzesantrag vom Sozialausschuss beschlossen. 

Adaptierungen und Ergänzungen erfolgten insbesondere noch im Bereich der Härtefallaus-

zahlungen und zur Inkrafttretensregelung. Darüber hinaus kam es zu Ergänzungen bzw. Klar-

stellungen im EStG und VersStG zu Versicherungen. 

 

Im Bereich der betriebliche Altersvorsorge können Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer er-

worbene Abfertigungsanwartschaften künftig kostenfrei in eine Pensionskasse übertragen. 

Alternativ ist auch die Übertragung von Abfertigungsanwartschaften als Einmalprämie in eine 

bereits vorhandene oder zu diesem Zweck abgeschlossene Lebensversicherung – ohne Anfall 

der Versicherungssteuer – möglich. 

 

Mit diesem Beschluss wird die „Abfertigung Neu“ gestärkt sowie die betriebliche Altersvor-

sorge effizienter gestaltet. Ermöglicht wird dies insbesondere durch die Vorsorge-Veranla-

gungsgemeinschaft und die Implementierung eines Standardprodukts zur Übertragung von 

Vorsorgeansprüchen (SpÜV) sowie durch die geschaffene Übertragungsmöglichkeit in Lebens-

versicherungen.  

Die parlamentarische Beschlussfassung bleibt abzuwarten. 

 

36. Novelle der Straßenverkehrsordnung – „E-Mopeds” 

Ball-Bürger/3132 

Fahrzeuge der Klasse L1e-B, sogenannte "E-Mopeds", bis 25 km/h und 250 Watt Nenndauer-

leistung gelten entsprechend der 36. Novelle der Straßenverkehrsordnung ab 1. Oktober 2026 

nicht mehr als Fahrräder, sondern als Kraftfahrzeuge. Damit sind unter anderem Führer-

schein, Zulassung, Kennzeichen, Kfz-Haftpflichtversicherung und Motorradhelm erforderlich. 

Auch Radfahranlagen dürfen mit diesen Fahrzeugen künftig nicht mehr benützt werden. 

 

Für die Durchführung der Zulassung sind die Ausstellung eines CoC-Papiers sowie die Eintra-

gung in die Genehmigungsdatenbank durch den Hersteller erforderlich. Alternativ ist eine 

Einzelgenehmigung durch die technischen Prüfstellen des jeweiligen Bundeslandes bzw. 

durch die MA 46 in Wien möglich. 

 

Weitere Information finden Sie auf der Website des Kuratoriums für Verkehrssicherheit.  

 

 

  

https://www.parlament.gv.at/gegenstand/XXVIII/I/592
https://urldefense.com/v3/__https:/www.kfv.at/neue-regeln-fuer-e-mopeds-ist-oesterreich-bereit-fuer-den-1-oktober/__;!!PGotIvYIPIYeuQ!VypvhZk_4pqSZBoSTWhwiOcexrS94yCq5W10F0B6lxjQfUdi8lRHKKJ2jj7v91VDBDOCincM4tKmfyk9rKRJ3LDZkOZF-H8Rtb4$
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Sonstige Themen 

Statistik Austria: Nur 10 % der Unternehmen von statistischen Mel-

depflichten betroffen (Belastungsbarometer) 

Moser/4335 

Die aktuellen Ergebnisse des Belastungsbarometers von Statistik Austria zeigen, dass im Jahr 

2025 nur rund 10 % der österreichischen Unternehmen von verpflichtenden wirtschaftssta-

tistischen Erhebungen betroffen waren. Rund 90 % der Unternehmen mussten keine Mel-

dungen an Statistik Austria abgeben. Klein- und Kleinstunternehmen sind aufgrund von 

Schwellenwerten überwiegend von Meldepflichten befreit oder werden lediglich im Rahmen 

von Stichprobenerhebungen erfasst.  

 

Im Jahr 2025 waren insgesamt 50.486 Unternehmen bei mindestens einer der großen wirt-

schaftsstatistischen Erhebungen meldepflichtig. Bei 55 % dieser Unternehmen bestand die 

Meldepflicht lediglich für eine einzige Erhebung. Die Entlastung der Unternehmen ist als 

Grundsatz im Bundesstatistikgesetz verankert und wird durch das Belastungsbarometer lau-

fend gemessen. Dabei werden unter anderem Erhebungen zu Konjunktur, Strukturdaten, 

Preisen, Außenhandel und Verkehr berücksichtigt. 

 

Seit Beginn der Messung im Jahr 2001 konnte die Belastung der Unternehmen durch statisti-

sche Meldungen deutlich reduziert werden. Nach Angaben von Statistik Austria ging der ge-

samte Meldeaufwand trotz zusätzlicher neuer Erhebungen um rund 15 % zurück. Wesentliche 

Gründe dafür sind die verstärkte Nutzung von Verwaltungsdaten, die Anhebung von Schwel-

lenwerten sowie der Ausbau elektronischer Meldeverfahren. Beim Belastungsbarometer sank 

der Indexwert der seit 2001 berücksichtigten Erhebungen von 100 auf 79,44, für alle im Jahr 

2025 erfassten Erhebungen auf 85,61. 

 

Besonders stark betroffen sind große Unternehmen, während bei kleineren Betrieben die 

Belastung durch Schwellenwerte gezielt begrenzt wird. Die höchsten Meldeaufwände entfal-

len auf Oberösterreich, Niederösterreich und Wien. Zu den am häufigsten betroffenen Bran-

chen zählen Bergbau, Verkehr, Herstellung von Waren sowie die Wasserversorgung.  

 

Mentoring für Migrant:innen  

Ball-Bürger/3132 

Das Erfolgsprogramm „Mentoring für Migrant:innen“ der WKO in Kooperation mit AMS und 

ÖIF startet im Jänner 2027 in die nächste Runde.  Mentor:innen unterstützen ehrenamtlich 

Personen mit Migrations- oder Fluchthintergrund auf ihrem Weg in den österreichischen Ar-

beitsmarkt. Durch das Mentoring sollen Mentees leichter am österreichischen Arbeitsmarkt 

Fuß fassen und damit einen Beitrag zur heimischen Wirtschaft leisten. Neben der persönli-

chen Bereicherung bietet das Programm auch die Möglichkeit, sich mit anderen Mentor:innen 

auszutauschen und zu vernetzen. Falls Sie Interesse an einer Teilnahme als Mentor:in haben, 

freuen wir uns über Ihre Bewerbung bis 30.10.2026 per E-Mail an mentoring@wko.at. Weitere 

Informationen finden Sie auf der Website. 

 

https://www.statistik.at/ueber-uns/erhebungen/belastungsbarometer
mailto:mentoring@wko.at
https://www.wko.at/mentoring/start
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Veranstaltungen & Webinare 

OeNB-Dialog „Der Euro im Wandel: Digitalisierung und Geopolitik“ 

Wie sieht die Zukunft unseres Währungs- und Finanzsystems aus angesichts digitaler Trans-

formation und geopolitischer Entwicklungen? Die Oesterreichische Nationalbank (OeNB) und 

die Fakultät für Wirtschaftswissenschaften der Universität Wien laden zum OeNB-Dialog 2026 

ein. Am 24. September diskutieren: 

• OeNB-Gouverneur Martin Kocher 

• OeNB-Gastprofessor Hans Gersbach (ETH Zürich, KOF) und  

• Eva Landrichtinger (Geschäftsführerin der Bundessparte Bank und Versicherung, 

WKO) 

Anmeldung via https://wiwi.univie.ac.at/events/gastprofessuren/oenb-gastprofessu-

ren/2026-hans-gersbach/ 

 

BSBV/KSÖ-Bankenworkshop 2026: „Quantum-Safe Banking: The Future of Fi-

nancial Security”  

Die fortschreitende Entwicklung der Quantentechnologie stellt den Finanzsektor vor neue 

Chancen, aber auch vor wesentliche sicherheitsrelevante Herausforderungen. Insbesondere 

die langfristige Sicherstellung der Vertraulichkeit, Integrität und Verfügbarkeit kritischer 

Bank- und Finanzinfrastrukturen erfordert eine frühzeitige Auseinandersetzung mit quanten-

sicheren Sicherheitslösungen und neuen technologischen Entwicklungen.  

 

Das Kompetenzzentrum Sicheres Österreich (KSÖ) und die WKÖ-Bundessparte Bank und Ver-

sicherung laden daher zum gemeinsamen BSBV/KSÖ-Bankenworkshop 2026  

 

„Quantum-Safe Banking: The Future of Financial Security“ 

am Donnerstag, dem 8. Oktober 2026, 09:00 bis 12:30 Uhr 

in der Wirtschaftskammer Österreich, Wiedner Hauptstraße 63, 1045 Wien 

(Saal 5) 

 

Die Veranstaltung widmet sich den Auswirkungen der Quantentechnologie auf den Banken-

sektor, den aktuellen Entwicklungen im Bereich Post-Quantum Cryptography (PQC) sowie den 

strategischen und regulatorischen Anforderungen an die zukünftige digitale Resilienz von Fi-

nanzinstituten. Die Veranstaltung richtet sich insbesondere an CIOs, CISOs, Risikovorstände, 

IT-Sicherheitsverantwortliche sowie interessierte Entscheidungsträger:innen aus Banken und 

Versicherungen. Im Anschluss an den Workshop besteht bei einem kleinen Imbiss die Möglich-

keit zum weiteren Austausch und zur Vernetzung.  

 

Interessierte werden ersucht, sich ausschließlich über den nachfolgenden Link anzumel-

den, um an der Veranstaltung vor Ort (begrenzte Raumkapazität) teilzunehmen: ANMEL-

DUNG Bankenworkshop 

 

https://wiwi.univie.ac.at/events/gastprofessuren/oenb-gastprofessuren/2026-hans-gersbach/
https://wiwi.univie.ac.at/events/gastprofessuren/oenb-gastprofessuren/2026-hans-gersbach/
https://mailworx.marketingsuite.info/Form?frm=128d5844-c03d-4dfc-971b-01c0f1290697
https://mailworx.marketingsuite.info/Form?frm=128d5844-c03d-4dfc-971b-01c0f1290697
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Spezialtag FiDA 

Im November geben Expert:innen im Rahmen des imh Spezialtag FiDA am 17. November 

2026 im Renaissance Wien Hotel einen Überblick über FiDA und wo die die neue Regulie-

rung im Finanzsektor grade steht. 

• Aktueller Stand der EU-Trilogverhandlungen 

• Zugriff von BigTech auf Finanzdaten: Von Konto- und Kreditdaten bis zu Versiche-

rungsdaten 

• Zeitplan und Umsetzungspflichten der Financial Data Access Verordnung 

• Regulatorische Erwartungen der FMA und Praxisimplikationen 

• Chancen, Wettbewerbsdynamiken und Risiken für Banken und Versicherungen 

 

Finanzverlag – Veranstaltungen & Webinare 

Für Mitglieder der Bundessparte ist eine ermäßigte Teilnahme möglich (-10% auf Kurse bzw. 

-20% bei Online-Teilnahme von Präsenzschulungen). Weitere Informationen sind im Veran-

staltungsprogramm des Finanzverlags zu finden. 

 

• Webinar Verlassenschaften am 16.9.26  

• Webinarreihe Wertpapier Wissen am 17.9., 24.9., 1.10.26 

• Webinar AML Spezial – Umgang mit Maßnahmen der FMA am 21.9.26 

• Webinar Finanzsanktionen aktuell am 22.9.26 

• Webinarreihe Aufsichtsanforderungen in Wertpapierfirmen am (25.3. 17.6. Aufzeich-

nungen) und 23.9.26 

• Toptipp! Investmentfondstag am 30.9.26 – Seminar mit Online Teilnahmemöglichkeit 

• Webinarreihe Finanzmathematik für Banken und Finanzdienstleister am 5., 8., 12., 

15.10.26 

• Webinarreihe Quartalsmonitor am 7.10.26 

• Webinar Geldwäscheprävention für Aufsichtsräte und Geschäftsleiter am 8.10.26 

• Geldwäscheprävention am 13. und 14.10.26 

• Webinar Erwachsenenschutz am 19.10.26 

• Webinar Investmentfonds Crashkurs am 3.11.26 

• Quellensteuertag am 4.11.26 Seminar mit Online Teilnahmemöglichkeit 

• Webinar Währungs- und Zinssatz-Derivate für Finanzdienstleister am 5.11.26 

• Toptipp! Bankenaufsichtsrecht 2026 in Innsbruck am 9.11.26 inkl. Fachbuch Banken-

regulierung von A bis Z! 

• Toptipp! KI Compliance am 11.11.26 Seminar mit Online Teilnahmemöglichkeit 

• Toptipp! Fraud & Forensics am 12.11.26 Seminar mit Online Teilnahmemöglichkeit 

https://www.imh.at/konferenzen-seminare/fida
https://finanzverlag.at/veranstaltungsprogramm/
https://finanzverlag.at/veranstaltungsprogramm/
https://urldefense.com/v3/__https:/finanzverlag.at/termine/verlassenschaften/__;!!PGotIvYIPIYeuQ!R-cE3Rytf1frO1CnuoL1hn79jYS2SOcZD45t1fjOrvtT6sutfYFXE7iUMJMwDBeQKZPzSVWODfDxeeaCK0EJRFcV9A$
https://urldefense.com/v3/__https:/finanzverlag.at/termine/wertpapierwissen/__;!!PGotIvYIPIYeuQ!U0UraymRWg_zT3CI1OugXkV-Ni_xSzIj746GwGPwnvL_JFn4KLRTRAmd8bDl0ySw47hyUcYnNKJ_o690TC0a-lI9kg$
https://urldefense.com/v3/__https:/finanzverlag.at/termine/aml-special/__;!!PGotIvYIPIYeuQ!U0UraymRWg_zT3CI1OugXkV-Ni_xSzIj746GwGPwnvL_JFn4KLRTRAmd8bDl0ySw47hyUcYnNKJ_o690TC1RAaO45w$
https://urldefense.com/v3/__https:/finanzverlag.at/termine/finanzsanktionen-aktuell/__;!!PGotIvYIPIYeuQ!U0UraymRWg_zT3CI1OugXkV-Ni_xSzIj746GwGPwnvL_JFn4KLRTRAmd8bDl0ySw47hyUcYnNKJ_o690TC3qFw-SPA$
https://urldefense.com/v3/__https:/finanzverlag.at/termine/aufsichtsanforderungen-in-wertpapierfirmen/__;!!PGotIvYIPIYeuQ!R-cE3Rytf1frO1CnuoL1hn79jYS2SOcZD45t1fjOrvtT6sutfYFXE7iUMJMwDBeQKZPzSVWODfDxeeaCK0Fbywl22A$
https://urldefense.com/v3/__https:/finanzverlag.at/termine/aufsichtsanforderungen-in-wertpapierfirmen/__;!!PGotIvYIPIYeuQ!R-cE3Rytf1frO1CnuoL1hn79jYS2SOcZD45t1fjOrvtT6sutfYFXE7iUMJMwDBeQKZPzSVWODfDxeeaCK0Fbywl22A$
https://urldefense.com/v3/__https:/finanzverlag.at/termine/investmentfonds-tag-2026/__;!!PGotIvYIPIYeuQ!U0UraymRWg_zT3CI1OugXkV-Ni_xSzIj746GwGPwnvL_JFn4KLRTRAmd8bDl0ySw47hyUcYnNKJ_o690TC2y5NU1aA$
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• Neuer Termin! Business Conduct und Produktgestaltung in der Savings and Invest-

ment Union – SFDR & RIS am 16.11.26 – Seminar mit Online Teilnahmemöglichkeit – 

inkl. Praxishandbuch IDD! 

• Toptipp! 1.IDD Tag für die Praxis am 17.11.26 Seminar mit Online Teilnahmemöglich-

keit inkl. Praxishandbuch IDD! 

• Toptipp! 2. Risikomanagement Tag am 19.11.26 Seminar mit Online Teilnahmemög-

lichkeit inkl. Praxishandbuch Sustainable Finance! 

• Webinarreihe Steuerliche Melderegime von 23. – 26.11.26 

• Regulatorischer Überblick und Ausblick mit Dr. Rudorfer und Dr. Riesenfelder (FMA) 

am 26.11.26 Seminar mit Online Teilnahmemöglichkeit 

• Webinar Abwicklung aktuell am 30.11.26 – inkl. Praxishandbuch BaSAG! 

• Webinar Solide Wohnimmobilienfinanzierung am 1.12.26 

• Webinar MiFIR III / MiFID II am 2.12.26 

• 30. WAG Tag am 10.12.26 inkl. Praxishandbuch MiFID II 

• Webinarreihe Quartalsmonitor 2027 am 13.1.27, 14.4.27, 30.6.27, 13.10.27 inkl. 

Fachbuch Bankenregulierung von A bis Z 

• Geldwäscheprävention – Praxisworkshop am 20.1.27 Seminar mit Online Teilnahme-

möglichkeit 

• Stiftungen, Treuhandschaften und Register wirtschaftlicher Eigentümer am 25.1.27 

Seminar mit Online Teilnahmemöglichkeit 

• Webinar Pensionszusagen im Unternehmen – Bilanz, Haftung und Finanzierung im Fo-

kus am 27.1.27 inkl. Praxishandbuch BAV 

 

Save the date: 

• Zahlungsverkehr, Zahlungsdienste, Zahlungskonto am 9. und 10.3.27 – Seminar mit 

Online Teilnahmemöglichkeit inkl. Fachbuch Grundsatzfragen des ZaDiG 

• 10. Geldwäschetagung am 1. und 2. Oktober 2026  

• ESMA Data Day am 24. November 2026 von 9:00 – 17:00 in Paris - „Daten in der 

Spar- und Investitionsunion – von der Belastung zur Chance“ 

 

Redaktionsschluss: 15.09.2026 

Offenlegung nach § 25 Mediengesetz 

Wirtschaftskammer Österreich | Bundessparte Bank und Versicherung 

Wiedner Hauptstraße 63 | A-1045 Wien | T +43 (0)5 90 900 | F +43 (0)5 90 900 5678| 

E office@wko.at 

Vertretungsbefugte Organe: Martha Schultz (Präsidentin der Wirtschaftskammer Österreich) 

Tätigkeitsbereich: Interessenvertretung sowie Information, Beratung und Unterstützung der jeweili-

gen Mitglieder als gesetzliche Interessenvertretung 

Richtung der Website („Blattlinie"): Förderung der Ziele des Tätigkeitsbereiches 

Hinweis: Informationen zur Offenlegung sind ständig und unmittelbar auch unter dem Link 

wko.at/offenlegung auffindbar 
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